
B 1612 

Bayerisches 257 

Gesetz- und Verordnungsblatt 
Nr.12 2011 

Datum In haI t Seite 

7.6.2011 Bekanntmachung des Fünfzehnten Staatsvertrages zur Änderung rundiunkrechtlicher 
Staatsverträge (Fünfzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 258 

2251-17-S, 2251-14-S, 2251-6-S, 2251-13cS, 2251-9-S, 2251-15-S 

20.5.2011 Elfte Verordnung zur Änderung der Katastrophenschutzfondsverordnung 270 
215-4-1-1-1 

15. 6. 2011 Verordnung zur Durchführung des BayerischenEisenbahn- und Seilbahngesetzes (Seil-
bahnverordnung - Seilb V) 271 

932-1-3-W 



258 Bayerisches Gesetz- und Verordnungs platt Nr. 1212011 

Bekanntmachung 
des FünfzehntenS.taatsvertrages zur Änderung 

rundfunkrechtUcher Staatsverträge 
(Fünfzehnter Rundfunkänderungsstaatsverttag ) 

Vom 7. Juni 2011 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be­
schluss vom 17. Mai 2011 dem im Zeitraum vom 
15. Dezember 2010 bis 21. Dezember 2010 unter­
zeichneten Fünfzehnten· Staatsvertrag zur Änderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Fünfzehnter 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag) zugestimmt. Der 
Staatsvertrag wird nachstehend bekannt gemacht. 

München, den 7. Juni 2011 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst Se eh o·f e r 

Fünfzehnter· Staatsvertrag 
zur Änderung rundfunkrechtlicherStaatsverträge 

(Fünfzehnter ·Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

Das Land Baden -Württemberg, etaSl,and .SchlesWig -Holsteinund 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

das Land Brandenburg, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, 

das Land Hessen, 

das Land Mecklenburg-Vorpommern, 

das Land Niedersachsen, 

das Land Nordrhein-Westfalen, 

das Land Rheinland-Pfalz, 

das Saarland, 

der Freistaat Sachsen, 

das Land Sachsen-Anhalt, 

der Freistaat Thüringen 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

§ 1 
§ 2 
§ 3 
§ 4 
§ 5 
§ 6 
§ 7 

§ 8 
§ 9 
§ 10 

§11 
§ 12 
§ 13 
§ 14 
§ 15 

Artikel 1 

Rundfunkbeitragsstaatsvertrag 

Inhaltsverzeichnis 

Zweck des Rundfunkbeitrags 
Rundfunkbeitrag im privaten Bereich 
Wohnung 
Befreiungen von der Beitragspflicht, Ermäßigung 
Rundfunkbeitrag im nicht privaten Bereich 
Betriebsstätte, Beschäftigte 
Beginn und Ende der Beitragspflicht, Zahlungsweise, 
Verjährung 
Anzeigepflicht 
Auskunftsrecht, Satzungsermächtigung 
Beitragsgläubiger, Schickschuld, Erstattung, Vollstre­
ckung 
Verwendung personenbezogener Daten 
Ordnungswidrigkeiten 
Revision zum Bundesverwaltungsgericht 
Übergangsbestimmungen 
Vertragsdauer, Kündigung 
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§ 1 

Zweck des Rundfunkbeitrags 

Der Rundfunkbeitrag dient der. funktionsge­
rechten Finanzausstattung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks im Sinne. von § 12 Abs. 1 des Rund.funk­
staatsvertrages sowie der Finanzierung der Aufgaben 
nach § 40 des Rundfunkstaatsvertrages. 

§2 

Rundfunkbeitrag im privaten Bereich 

(1) Im privaten Bereich ist fürjede Wohnung von 
deren Inhaber (Beitragsschuldner) ein Rundfunkbei­
trag zu entrichten. 

(2) Inhaber einer Wohnung ist jede volljährige 
Person,die die Wohnung selbst bewohnt.Als Inhaber 
wird jede Person vermutet, die 

1. dort nach dem Melderecht gemeldet ist oder 

2. 

{3.) •• Mehrere.Beitra~sschuld:nerhaften.alsGesi.l.mf­
schuldner,entsprechend§44 der Abgabengrdnung, 
Die. Landesrundfunkanstalt kaml von einemande­
ren als dem bisher· in Anspruch genommenen .'. Bei­
tragsschuWnerfür eine Wohnung für . zurückliegende 
Zeiträum~keinen .oder nureinenermäßigten Beitrag 
erheben; wenn dieserdas. Vorliegen der Vorau§set­
zungen für eine Befreiung oder Ermäßigung qemäß 
§ 4 Abs. 7 Satz 2 im Zeitpunkt deUnanspruchnahme 
nachweist. 

(4) Ein Rundfunkbeitrag ist nicht zu. entrichten 
von Beitragsschuldnern,.dieaufgrund. Artikel 2 des 
Gesetzes vom 6. August 1964 zu dem WienerÜberein­
kommen vornJ8. April 1961 Über diplomatische Be­
ziehungen.(BGBl. 1964 IIS.957)oder entsprechender 
Rechtsvorschriften Vorrechte genießen. 

§ 3 

Wohnung 

(1) Wohnung ist unabhängig von der Zahl der da­
rin enthaltenen Räume jede ortsfeste, baulich abge­
schlossene Raumeinheit,die 

1. zum Wohnen oder Schlafen geeignet ist oder ge­
nutzt wird und 

2. durch einen eigenen. Eingang unmittelbar von ei­
nem Treppenhaus, einem Vorraum oder von au­
ßen,nicht ausschließlich über eine andere Woh­
nung, betreten werden kann. 

Nicht ortsfeste Raumeinheiten gelten als Wohnung, 
wenn sie Wohnungen im Sinne des Melderechts sind. 

Nicht .als Wohnung gelten Bauten nach §3des.Bun­
deskleingartengesetzes. 

(2) Nicht als Wohnung gelten Raumeinheiten in 
folgenden Betriebsstättenl 

1. Raumeinheiten in Gemeinschaftsunterkünften, 
insbesondere Kasernen,.Unterkünfte für Asylbe­
werber, Internate, 

2. Raumeinheiten, die der nicht dauerhaften. heim­
oder anstaltsmäßigenUnterbringungdienen, ins c 

besondere in Behinderten- und Pflegeheimen, 

3. Patientenzimmerin Krankenhäusern, 

4. Hafträume in Justizvollzugsanstalten und 

5. Raumeinheiten, die der vorübergehenden Un­
terbringung in Beherbergungsstättendienen, 
insbesondere Hotel- und Gästezimmeri Ferien­
wohnungen, Unterkünfte in Seminar-undSchu­
lungszentren. 

§ 

B~freiungen. YOp· d~rBeitragspflicht,I3rllläßiglfng . 

(1) VÖIlder Beitragspflicht nacli.§ 2~~s.1 werden 
auf AntragJolgende natürlichePerso:n,en befreit: 

Elllpfängervon Hilfe .z4m Lebensunterhalt.nach 
dem Dritten Kapitel des Zvvölften.Buches des 
Sozialgesetzbllches(Sozialhilfe) .• odernach. den 
§§ 27a oder 27d des Bundesversorgungsgesetzes, 

ErIlpfäI19"er yon .GrF@sisher1-lng im Alter llIlcl b.ei 
Er':Verbsminderullg Wierte? Kal:li.t~1 cl~s. Zwölften 
l3uches desSozialgesetzh:uch~sh. 

"'< 

Empfängervon SozfalgeldoderArbeitsloseilgeld II 
einschließlich von Leistungen nach § 22 des Zwei­
ten Buches .des Sozialgesetzbuches, soweit nicht 
Zuschläge nach dessen § 24 gewährt werden, die 
die HÖlledes Rundfunkbeitrages übersteigen, 

4. Empfängervon Leistungen nach dem Asylbewer­
berleistungsgesetz, 

5. nicht bei den Eltern wohnende Empfänger von 

a) Ausbildungsförderung nach dem Bundesaus­
bildungsförderungsgesetz, 

b) Berufsausbildungsbeihilfe nach den §§ 99, 
100 Nr. 3 des Dritten Buches des Sozialge­
setzbuches oder nach dem Vierten Kapitel, 
Fünfter Abschnitt des Dritten Buches des So­
zialgesetzbuches oder 

c) Ausbildungsgeld nach den §§ 104ff. des Drit­
ten Buches des Sozialgesetzbuches, 

6. Sonderfürsorgeberechtigte im Sinne des §27e des 
Bundesversorgungsgesetzes , 
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7. Empfänger von Hilfe zur Pflege nach dem Sieb­
ten Kapitel des Zwölften Buches desSozialge­
setzbuches oder von Hilfe zur Pflege als Leistung 
der Kriegsopferfürsorge.nach dem Bundesversor­
gungsgesetz oder von Pflegegeld nach landesge­
setzlichen Vorschriften, 

8. Empfänger von Pflegezulagen nach§ 267 Abs. 1 
des Lastenausgleichsgesetzes oder Personen, de­
nen wegen Pflegebedürftigkeit nach § 267 Abs. 2 
Satz INr. 2 Buchstabe t des Lastenausgleichsge-
setzes ein Freibetrag zuerkannt wird, . 

9. Volljährige, die im Rahmen einer Leistungsge­
währung nach dem Achten Buch des Sozialge­
setzbuches in einer stationären Einrichtung nach 
§ 45 des Achten Buches des Sozialgesetzbuches 
leben, und 

10. taubblinde Menschen und Empfänger von Blin­
denhilfe nach § 72 des· Zwölften Buches des Sozi­
algesetzbuches. 

(2) Der Rundfunkbeitrag nach § 2 Abs. 1 wird auf 
Antrag für folgende natürliche Personen auf ein Drit­
tel ermaßigt: 

1. bUri.deOdernichtnurvorübergeherid···wesentlich 
sehbehind~rte· M.enschen mit einem Grildder Be­
hinderung von;wenigstens 60 vom Hundert allein 
wegen derSehbehinderung, 

hörgeschädigte Merrschen,<iiegehör1os.sind 
oder denen eine ... ausreichende Verständigung 
überdas Gehör auch mit Hörhi!fen nicht möglich 
lsfund 

3. bshinderte MenscheIl,dere~GradderBehinde­
rungni9htnur·'{orübergeh~?d·.~enigst~nsB?".om 
Hundert beträgt und die wegen ihres Leidens an 
öffentlichenV(3nmstilItungen ständig nicht teil­
nehmen können. 

Absatz 1 bleibt unberuhrt. 

(3) Die derri Antrilgsteller gewährte Befreiung oder 
Ermäßigl1ng erstreckt sich innerhalb der Wohnung 

1. auf dessen Ehegatten, 

2. auf den eingetragenen Lebenspartnerund 

3. auf die Wohnungsinhaber, die bei der Gewährung 
einer Sozialleistung nach Absatz 1 als Teil einer 
EinsatzgemeinschaftimSinne des § 19 des Zwölf­
ten Buches des Sozialgesetzbuches berücksichtigt 
worden sind. 

(4) Die Befreiung oder Ermäßigungbeginnt mit 
dem Ersten des Monats, zu dem der Gültigkeitszeit­
rill1ffi des Bescheids peginnt, wenn der Antrag inner­
halb von zwei .M(lnaten nach dem Erstellungsdatum 
des Bescheids nach Absatz 7 Satz 2 gestellt wird. Wird 
der Antrag erst zu einem späteren Zeitpunkt gestellt, 
so . beginnt die Befreiung oder Ermäßigung mit dem 

Ersten des Monats, der der AntragsteIlung folgt. Die 
Befreiung oder Ermäßigung wird für die Gültigkeits­
dauer des Bescheids befristet; Ist der Bescheid nach 
Absatz 7 Satz 2 unbefristet,so kann die Befreiung 
oder Ermäßigung auf drei Jahre ·befristet werden, 
wenn eine Änderung der Umstände möglich ist, die 
dem Tatbestand zugrunde liegen. 

(5) Wird der Bescheid.nachAbsatz 7 Satz2 unWirk­
sam, zurückgenommen oder widerrufen, so endet die 
Befreiung oder Errnäßigung zum selben Zeitpunkt. Der­
artige Umstände sind vom Beitragsschllidner unverzüg­
lich der zuständigen Landesrundfunkanstalt mitzuteilen. 

(6) Unbeschadet der Beitragsbefreiung nach Ab­
satz.1 hat die Landesrundfunkanstalt in besonderen 
Härtefällen auf gesonderten Antrag von der Beitrags­
pflicht zu befreien. Ein Härtefall liegt insbesondere 
vor, wenn eine Sozialleistung nach Absatz 1 NT. 1 bis 
10 in einem durch die zuständige Bebördeerlassenen 
Bescheid mit der Begründung versagt wurde, dass die 
Einkünfte die jeweilige Bedarfsgrenze um weniger als 
die Höhe des Rundfunkbeitrags überschreiten. Ab­
satz 4 gilt entsprechend. 

(7)D~rA;nttilgaufBefreiungoder Ermäßigung ist 
vom·.Beitragss!;huldnersl:;hriftlichbeiderzuständigen 
Landesrundfunkanstaltzu .stellen. Die Voraussetzun­
gen für dieBefreil1ngoder.Ermäßigungsind. durch 
die.entsprechende Bestätigüng der Behörde· oder des 
Leistungsträgers . im Original. oder. durch .den entspre­
chenden Bescheid, im Original oder in beg1ilubigter 
Kopie nachzuweisen; im Falle. des Absatzes.lNr.10 

Alternative genügt eine ärztliche· Bescheinigung. 
[)abei sind auch die Namen der weiteren volljährigen 
Bewohner·derWöhnuhg mitzuteilen. 

Rundfunkbeitrag irririiCht privatellBereich 

(1) Im nicht privaten Bereich ist für jede Be­
triebs stätte von. deren Inhaber··. (Beitragsschuldner) 
ein Rundfunkbeitrag nach· Maßgabe deTfolgenden 
Staffelung zu entrichten. Die Höhe des zu leistenden 
Rundfunkbeitrags . bemisst sich nach der. Zahl. der ne­
ben dem Inhaber Beschäftigten und beträgt fur eine 
Betriebsstätte 

1. mit keinem oder bis acht Beschäftigten ein Drittel 
des Rundfunkbeitrags, 

2. mit neun bis 19 Beschäftigten einen Rundfunkbei­
trag, 

3. mit 20 bis 49 Beschäftigten zwei Rundfunkbeiträge, 

4. mit 50 bis 249 Beschäftigten fünf Rundfunkbeiträge, 

5. mit250 bis 499 Beschäftigten zehn Rundfunkbei­
träge, 

6. mit 500 bis 999 Beschäftigten 20 Rundfunkbeiträ­
ge, 
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7 ... nUtl.OOO bisA i99.9. BesCliäftigt~nAO Rhndfluikbei-
träg.e, . 

.'. ,'" 

8:mit5.000bis9.;9.g9.Beschäftigten!80Run;dfunkbe~c.· 
t(ätrei ' 

9., ~t10.~~~"~i$'~9.J)~~·\~~~~häf~igten /120: Rund-. 
funkbeiträge uM 

10 .. mit 2{).000 oder mehr Bescliäfti'gten '180 Rund-
, 'funkl::!eiträge~ 

(2) Unbeschadet der BeitragspflichÜürBetriebs­
stätten liacn Absatz 1 ist jeweils ein Drittel desRund­
funkbeitrags . zu;entrichtenvonf 

1. Inhaber einer Betriebsstätte für jedes darin be­
findliche Hotel.- und Gästezimmer und für jede 
f/enenwohming .zur vörübergehendenentgeltli­
chenBeherbergung Dritter ab der zweiten Raum -
einheit und 

" . ," -

~e~~in~~tii~~; .•. Einri()litungen .• r.fJ;·i ··.·hehil1d~it~ 
• .• MensC;:heJl,;.inslJ~S}!lJildere!! •• li,fe~e, •• ·AU5bAd)lngsc 
~,stätten·.oder ,Werk!'lt'atten. Hit;:behin,cl;.erteMen­

sehen; 

. 2. geIlleinnützigeEmnchtungendedugendhilfeitn 
Smnedes Kinder- undJugehd~ilfegesetzes .(Ach­
tes Buch des Sozii:llgesetzbucnes), 

3. gemeinnützige Einrichtungen·.für. Suchtkranke, 
der Altenhilfe, für Nichtsesshafte und Durchwan­
dererheime, 

4. eingetragene gemeinnützige yereine und Stiftungen, 

5; Öff!~~tli~~e allgemel~bildende .. oder,berufsbilden7 
. de·S.chulen,!·staa:tlich·g'eneruwgteod~ranerkann-

· .. i te~Ersatzschqlenod~r!EI'gähzulf9ssdtuleIl!' soweit 
• .! sie a.UfgeIl1~iIinüt2liget Grundlage cirpeiten,sowte 
····i Hochschu1eri.nachdein FIOchsthulra:hmengesetz 

. und . 

6; i F~l1erwehr,"Polizei,BundeswehJ:f!livil:>u~id;Kata-
~tfophen$cJ~<\l~i; .. : ., "~·,n :'c<'" ",', ;,:~:':f 

Danlit· ist .a~u~ä.di~i'~eitr~gSRHlchtr1~~.~tl~f"qi~Eli1l'fOh' 
t~ngzu~el~!1l>ene Kraftfabt:z;e:ugeab~egolten.l)ieGe:. 
llleinnij,tzigk.eit im SinneqerAbgapenprdnupgistder 
zustä:.ndigen . r..an4esruntIfllnkanstaltauf Verlangen 
nachzuWeisen, . 

·',l,.:~· ,,>'" ',,/ 

...... (-4)'Äuf ~tragIsf~ifi"~mi~firnk.l:l~iU:ijgpach'Ab~ 
satz 1 und'2 insoweitnioht zu entriChtßn, cU!) ,Äer In­
~~.t>,er.:g~GlMl:lll:af:t.IJ,la:Gl}tl.p}qaufYElr\aAgyn A~p1!-weist, 
d.iis~ .. qiEl: ... ~etr,i.el:l:~~tiitte.rtiI}gElr:.afs .t1~ei .:z;U:,sa:~ElPMn ~ 
g~nd(3vöUel\aJ.eAc;ler1npnC1tev:wpqergehEln!:l:st!Pge7 
legt ist,' Das, Näb.ere regelt dieSa{ziUlig naS';.b. § 9A'bs.2. 

, ',; ;,:,\' ',-) <' ') -;' "'" c' ;",. ',;-', ',' - --< 

..: . .,.' . ...!.! \.... 
(5)Ilin~tlndfunkbeitrag nach Ab:;;atz 1 i!'lt nicht z:u 

entrlchtenfür Betrfebsstil.tten . . . '. . 

L die !iJ0t~esdi.enstlicheIlZ~e~k.ElI1gewirlm:Elt s4J:d, 

lIiaenenkElfu.!A;r~~ifsplatz einger~chte'f i$t od~t 

':;!i'"iJ1~' 
: ..... . .)Illent~tEl 

. ~~~~11:~tj~~~~;~~r:a~~~~~~;"i;dj~Q3~;~41J;~ 
I. n." 'haö 't zuztife'chlleflslnd als eitle 13etHebsst'ätte'. A. ilf 

• , .• ~ ...• < ........ · .• '.'.· .. '· ... ·n· ...... '.··,·, • .......... 

deritJiillahg ger Ntitz'Ung ill'ti~n Jew{liligenilichtp~-
v~ten. Z~e9kE:!Il.sQ~ie'uir.·eineC'e;Winnerzi~luIlgs~H~ 
sicht oder eine stetie:rlicne\Tera.nla:g.un~des J3eittqgs~ 
schuldners kommt .es nichtah. .' . . '. 

(2) Irfhciber der Betnebsstätteist dienatürllche 
oder juristische Pf;lrson,.die di.e Befriebsstä:tte itneige­
ne:n Na:rHennutit oder iIi' deten Namen die Betriebs­
stättegeiiutit Wicrd;A'lsln:fiaberWlrd vennutet;wer'fttr 
diese. ßetriebsstätte in ein.elll Register, insbesondere 
HaIid~is.,G~Werbe~,Vetemsl.öd~r. P'artners~haft!'lFe.-
··mster·eirigetta~eIlist;Inhaber;eiIlesKta:~tf:an~~ltg~ist 
derj enige, .a:ufd~#t'da:s lWI.ftfahtzi;nlgzllgel~ssen 1st;'· 

'!"~ , " ' " . 

,. ;7': ,,' "','. ., 

(3) A1s;Belrieb.S~tätt.e !g1lt imrchjedes zu!gewetbli~ 
,chen Zwecken genutzte Motorschiff;' . 
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(4) Beschäftigte sind alle im Jahresdurchschnitt 
sozialversicherungspflichtig· Beschäftigten sowie Be­
diensteten in einem öffentlich-rechtlichen Dienstver­
hältnis mit Ausnahme derAuszubildenden. 

§ 7 

Beginn und Ende der Beitragspflicht, Zahlungsweise, 
Verjährung 

(1) Die Pflichfzur Entrichtung des Rundfunkbei­
tragsbeginnt mit dem Ersten des Monii.ts, in dem der 
Beitragsschuldnererstmals die . Wohnung, . die Be­
triebsstätte oder das Kraftfahrzeug innehat. Das Inne­
haben eines Kraftfahrzeugs beginnt mit dem Ersten 
des Monats, in dem es auf den Beitragsschuldnerzu­
gelassen wird. 

. . 
(2) Die Beitragspflicht endetmitdemAblauf des Mo­

nats, in dem dasInnehaben der Wohnung, der Betriebs­
stätte oder des Kraftfahrzeugs durch den Beitrags­
schuldner. endet, jedoch nicht vor .<:lem Ablauf des Moc 
nats,in .dem. dies der zuständigen Lii.ndesrundfunk" 
ansta~tangezeigtworden ist.I~asInnehab~neines ... 
Kraftfahrz~ugsendetll1it dem AblapfdesMonats,tn 
dem die Zl.llassung aufden Beitri:lg.ss<:htlldl)er endet. 

(3) Der Rundfunk beitrag. ist monatlich· geschuldet. 
Er ist in der .Mitte eines DreimonatszeitrauIlls für je­
weHs drei Monate.zuJeisten; 

(4) Die Verjähiungder Beüragsforderungrichtet 
sich nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz­
buches überdieTegelmäßige Verjährung. 

§8 

Anzeigepflicht 

(l)Daslnnehabenei~er Wohnung, einerBetriebs­
stätte oder eines beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs ist 
unverzvglich schriftlich der zuständigen Lii.Ildesrund~ 
funkanstalt . anzuzeigen • (Anmeldullg); . Entsprechen­
des gilt für jede ÄnderungderDaten nach Absatz 4 
(Änderungsmeldungj.Eine Ä.nderung der Anzahl der 
im Jahresdurchschnitt des vorang~garIgenen Kalen­
derjahres. sozialversitherungspflichtig·· Beschäftigten 
nach Absatz 4 Nr. 7 ist jeweils bis zum 31. März ei" 
nesJahres anzuzeigen; diese Änderung wirkt ab dem 
1. April des jeweiligen Jahres. 

(2) DasEnde des Inneha pens einer Wohnung, einer 
Betriebsstätte oder eines beitragspflichtigen Kraft­
fahrzeugs ist der zuständigen Landesrundfunkii.nstii.lt 
unverzüglich schriftlich . anzuzeigen (Abmeldung). 

(3) Die Anzeige eines. BeitragsschuldnersJüreine 
Wohnung, .eine Betriebsstätteoderein . Kraftfahrzeug 
wir.kt .auch für weitere· anzeigepflithtige· Beitrags­
schuldner, sofern sich für die Wohnung, die Betriebs­
stätte oder das Kraftfahrzeug keine Änderung der 
Beitragspflicht ergibt. . 

(4) Bei der Anzeige hat der Beitragsschuldner der 
zuständigen Landesrundfunkanstalt folgende, iin·Ein­
zelfall erforderliche Daten mitzuteilen und auf Verlan­
gennaG'hzuweisen: 

1. Vor- und Familienname sowi.e trühere Namen, 
unter denen eine Anmeldung bestand, 

2. Tag der Geburt, 

3. Vor- und Familienname oder Firma und Anschrift 
des Beitragsschuldners und seines gesetzlichen 
Vertreters, 

4. gegenwärtige Anschrift jeder Betriebsstätte und 
jeder Wohnung, einschließlich aller vorhandenen 
Angaben zur Lage der Wohnung, 

5. letzte der Landesrundfunkanstalt gemeldete An­
schrift des Beitragsschuldners, 

6. vollständige Bezeichnung des Inhabers der Be­
triebsstätte, 

Anzahl der Beschäftigten der. Betriebsstätte, . 

Zugehörigkeit .zuden Branchen und Einrich­
tungen nach§ .5 Abs. 2 Satz 1 Nr.1 und Abs.3 
Satz 1, 

1.1. Anzahl der beitragspflichtigenHotel" und Gäste­
zimmer unq Ferienwohnungen und 

12. Anzahl undZlllii.ssungsaftderbeitragspflidÜigen 
Kraftfahrzeuge. 

(5) Bei der Abmeldung sind zusätzlich folgende 
Daten mitzuteilen und auf Verlangen nachzuweisen: 

1. Datum des Epdes des Innehabens der.Wohnung, 
der Betriebsstäfte oder des beitragspflichtigen 
Kraftfahrzeugs, 

2. der die Abmeldung begründende Lebenssachver-
haltund . 

3. die Beitragsnummer des für die neue Wohnung in 
Anspruch genommenen Beitragsschuldners. 

§9 

Auskunftsrecht, Satzungsermächtigung 

(1) Die zuständige Landesrundfunkanstalt kann 
von jedem Beitragsschuldner oder von Personen oder 
Rechtsträgern, . bei denen tatsächliche Anhaltspunkte 
vorliegen, dass sie Beitragsschuldner sind und dies 
nicht oder nicht umfassend angezeigt haben, Auskunft 
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über die in§ 8Abs. 4 genannten Daten verlangen. Kann 
die zuständige Landesrundfunkanstaltden Inhaber 
einer Wohnung oder einerBetriebsstättenichtfeststel­
len, ist der Eigentiimer oder dervergleichbar dinglich 
Berechtigte der Wohnung oder.desGrundstücks, auf 
dem sich die Betriebsstätte befindet, verpflichtet, der 
Landesrundfullkanstalt Auskunft über' den tatsäch­
lichen Inhaber der Wohnung oder der Betriebsstätte 
zu erteilen. . Bei Wohnungseigentumsgerneinschaf­
ten kann' die Auskunft auch vom Verwalter vedangt 
werden. Die Landesrundfunkanstaltkann mit ihrem 
Auskunftsvedangenneben den in§ 8 Abs. 4 und 5 ge­
nannten Daten irnEin,zelfall weitere Daten erheben, 
soweit dies nach Satz 1 erforderlich ist; § 11 Abs. 5 gilt 
entsprechend. Die Landesrundfunkanstalt kann für 
die Tatsachen nach Satz 1 und die Daten nachSatz 4 

. Nachweise fordern. Der Anspruch auf Auskunft und 
Nachweise kann im Verwaltungszwangsverfahren 
durchgesetzt werden. 

(2) Die .zuständige Landesrundfunkanstalt wird 
ermächtigt, Einzelheiten des Verfahrens 

1. der Anzeigepflicht, 

2. zur. Leistung des Rundfullkbeitrags, zur Befreiung 
von der . RundfunkbeitragspfliGlit oder zu . deren 
Ermäßigung, 

3. der EtfülIung von' Auskunfts- und Nachweis7 
pflichten, 

4. der Kontrolle der Beitragspflicht, 

5. der ErhebllngVön Zinsen, KöstenundSätunnis­
zuschlägen und 

6. in denübrigen.in diesem Staatsvertrag genannten 
Fällen 

durch Satz1J.ngiu regeln. Die Satzung bedarf der Ge­
nehmigung der für di~Rechtsallfsicht zuständigen 
Behörde und ist.in den mntlichenVerkündungsblät- . 
tern der die Landesrundfunkanstalt tragenden Länder 
zu veröffentlichen. DieSatzungender Landesrund­
funkanstalten sollen übereinstimmen. 

§ 10 

Beitragsgläubiger, Schickschuld, Erstattung, 
VOllstreckung 

(1) Das Aufkommen aus dem Rundfunkbeitrag 
steht der Landesrundfunkanstalt und in dem irn 
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag bestimmten Um­
fang dem Zweiten Deutschen fernsehen' (ZDF), dem 
D.eutschlandradio sowie der Landesrnedienanstalt zu, 
in deren Bereich sich die Wohnung oder .die Betriebs­
stätte des Beitragsschuldners befindet öder das Kraft­
fahrzeug zugelassen ist. 

(2) Der Rundfunkbeitrag ist an die zuständige 
Landesrundfunkanstalt .als Schickschuld zu entrich­
ten. Die Landesrundfunkanstalt führt die Anteile, die 

dem ZDF, dem Deutschlandradio und der Landesme­
dienanstalt zustehen,. an diese ab. 

(3) Soweit ein Rundfunkbeitrag ohne rechtlichen 
Grund entrichtet wurde, kann derjenige, auf dessen 
Rechnung . die ZahlUng bewirkt worden ist, .' von der 
durch ' .• die Zahlung' bereicherten Lalidesrundfunkanc 
staU die Erstattung des entrichteten. Betrages fordern: 
Er trägt insoweit die Dadegungs- und BeweislasL Der 
Erstattungsanspruch '. verjährt nach. den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches über die regelmäßige 
Verjährung: 

(4) Das ZDF, das Deutschlandradio und die Lan­
desmedienanstaltentragen die auf sie entfallenden 
Anteile der Kosten des Beitragseinzugs und der nach 
Absatz 3 erstatteten Beträge. 

(5) Rückständige Rundfunkbeiträge werden durch 
die zuständige Landesrundfunkanstalt festgesetzt. 
Festsetzungsbescheide . können stattdessen .auch· von 
der Landesrundfunkanstalt im eigenen Namen erlas­
sen werden, in deren Anstaltsbereich sich zur Zeit des 
ErIassesdes Bescheidesdievvohnung, . die Betrieos­
stätteoderderSitz(§ •. 17 der Zivilprozessordnung) des 
Beitragsschuldners befindet. . 

(6l.Festsetzungsbesc;hefde·werdenim Venvaltungs­
vollstrecl,\:ungsverfallr~n vollstreckt. Ersuchen uw Voll­
streckutigstlilfegegel).Beitr~gsschlJldner, '. d~ren, \rV ohn­
sitz oder Sitz iniln~ere.nLändern liegt,könnenvo,nder 
Zllständigen.Landesrul).dfunkanstalt unmittelbaran.?ie 
für. del).. Wohnsitzoder •. denSitz .. des. B~itragsschuldners 
zuständige Vollstreckungsbep.örde gerichtet werden. 

(7) Jede LandesrundfUnkanstaItnimrnt die ihr 
nildldi~s~mStaats1leI'tragzl1gevviesenen. Ällfg a ~ 
ben und die damit verbundenen Rechte und Pflich" 
tkh .. gfiIlz.~~erteflvJei~edtlrchdi~.irn.RahmßlleinkT 
nic.htreclIt.sJähigen ". öffent1ich"Te~htlic;hel). •. V~rwal­
tungsgemeinschaft betriebene .. Stelled~r öffelltlich­
rechtlichen Landesrundfunkanstalten selbst wahr. Die 
Landesrul).dfllnkanstalt ist erIllächtigt,einz~lneTätig­
keiten beiderDurchführllng des. Beitragseinzugs und 
der Ermittlung von Beitrags,scp.uldnernauf. Dritte zu 
übertragen .und .. das.Nähere durch die'Satzung nach 
§ 9 Abs.2 .zu regeln; Die Landesr.undfunkanstalt kann 
eine ÜbertragUng von Tätigkeiten auf Dritte nach 
Satz 2 ausschließen, die durch Erfolgshonorare oder 
auf Provisionsbasis vergütet werden. 

§ 11 

Verwendung personenbezogener Daten 

(1) Beauftragt die Limdesrundfunkanstalt Dritte 
mit Tätigkeiten bei der Durchführung des Beitrags­
einzugs .oderder Ermittlung von Beitragsschuldnern, 
die der Anzeigepflicht nach § 8 Abs. 1 nicht oder nicht 
vollständig. nachgekommen sind, so gelten für die 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der dafür er­
forderlichen Daten die für· die Datenverarbeitung im 
Auftrag anwendbaren Bestimmungen. 
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(2) Beauftragen die Landesrundfunkanstalten 
eine Stelle nach § 10 Abs.7- Satz 1 mit Tätigkeiten 
bei der Durchführung des Beitragseinzugs und der Er­
mittlungvon Beitragssclnl1dnern, istdort unbeschadet 
der Zuständigkeit des nach Landesrecht für die Lan­
desrundrunkanstCllt. zuständigen . Datenschutzbeauf -
tragten ein .·behördlicher Datens<:hutzbeauftragter· zu 
bestellen. Er arbeitet zur Gewährleistung des Daten­
schutzes. mit. dem nach· Landesrecht für die Landesc 

rundfunkanstalt .. zuständigen Datenschutzbeauftrag ~ 
ten zusammen und unterrichtet diesen über Verstöße 
gegen Dafenschutzvorschriften sowie die ciagegen 
getroffenen Maßnahmen. Im Übrigen gelten die für 
den behördlichen DatenschutzbeilUftragten anwend­
baren Bestimmungen des Bundesdatenschutzgeset­
zes entsprechend. 

(3) Die zuständige Landesrundfunkanstalt darf 
von ihr gespeicherte personenbezogene Daten der 
Beitragsschuldner an andere Landesrundfunkanstal­
ten auch im Rahmen eines automatisierten Abrufver­
fahrens übermitteln, soweit dies zur. rechtmäßigen 
Erfüllung. der Aufgaben der übermittelnden oder der 
empfangenden Lilndesrundfunkanstalt beim Beie 

tragseinzug erforderliqhist .. Es ist .. i:lHfzuzeichnen,m:l 
,yelche. Stellen, wann. unclCl~svvel<:helll Grl,ln,dwei: 
chepersonenbezogenen Diltenübermittelt worden 
sind. 

(4l. t)iezuständigelandesruncffunkapstalt.kann 
ül1Wegede~ Ersuc.~ensfür .~weck~ .derBeit~agserhe­
b~ng SOV\Tci~Zllr ... Feststellung,o.b.ein,e.Beitrag"pfli<:ht 
nach diesem Staatsvertrag beste.ht,.pers?nenbe2:pge~ 
ne Daten bei öffentIichen und nichtöffentlichen Stel­
len ohneKenntnisdes Betr()ffeneh~rheben, ~er~rbei~ 
ten qder nutz~n. Voraussetzung dafür hit, da~s 

1. dieI)ateIlbesfänd~ cl~zllgeei8n,~tsinq, Rück­
sChI üsse •. aufdie· Beitrag~pflicht.~uzlllil.sseri, illsbe­

.. s?nderedurcj1Äbgleich mit demJ3est~ndderbei 
den .. Landesrundfunkanstalten genwldeten Bei­
tra.gsschuldner, und 

2. sich die Daten auf AIlgaben beschränkeIl,die der AIl c 

zeigepflicht nach. §8 unterliegen und keinerkennba­
rer Grund· zU der AIlrüililtrebesteht, dass der Betrof -
fene ein schUtzwürdiges Interesse an dem Ausschluss 
der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung hat. 

Die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung bei den 
Meldebehördenbeschränkt sich auf die in § 14 Abs. 9 
Nr. 1 bis 8 genannten Daten. Daten, die Rückschlüs­
se auf tatsächliche oder persönliche Verhältnisse lie­
fern könnten, dürfen nicht an die übermittelnde Stelle 
rückübermittelt werden. Das Verfahren der regelmä­
ßigen Datenübermittlung durch die Meldebehörden 
nach den Meldegesetzen oder Meldedatenübermitt­
hingsverordnungen der Länderbleibt unberührt. Die 
Daten .. Betroffener, für die. eine Auskunftssperre ge­
speichert ist, dürfen nicht übermittelt werden. 

(5) ·Die Lal]desrundfunkanstalt darf die in· Ab­
satz 4 und in § 4 Abs. 7-, § 8 Abs. 4 und 5 und§ 9 Abs. 1 
genannten Daten und sonstige freiwilligübermittel­
te Daten nur für die Erfüllung der ihr nach diesem 

Staatsvertrag obliegenden Aufgaben erheben, verar­
beiten oder nutzen. Die erhobenen Daten sind unver­
züglich zu löschen, wenn feststeht, dass sienieht mehr 
benötigt werden oder eine BeitragspflichtdemGrun­
de nach nicht besteht. Nicht überprüfte Daten sind 
spätestens nach zwölf Monaten zu löschen. Jeder Bei­
tragsschuldner . erhält eine Anmeldebestätigungmit 
den für· die Beitragserhebung erforderlichen Daten, 

§ 12 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. den Beginn der Beitragspflicht entgegen § 8 Abs. 1 
und 3 nicht innerhalb eines Monats anzeigt, 

2. der Anzeigepflicht nach § 14 Abs. 2 nichtnachge­
kommen ist oder 

3. den fälligen Rundfunkbeitrilg länger als sechs 
Monate ganz oder teilweise nicht leistet: 

(2)DieÖrd];lung~widriglwitka~n,rrüfeiner Gerd~ 
ouße geahndet werden. . 

(3) Die ()rdnungswidrigkeit wird nm· auf.Äntrag 
der Landesrundfunkanstalt verfolgt; sie ist.vomAus­
gang des Verfahrens zu benachrichtigen. 

(4) Daten über· Ordnungswidrigkeiten sind von 
der Landesrundfllnkanstalt .. unverzüg1i<:hnach . Ab­
schluss des jeweiligen Verfahrens zulö~chen. 

Revision zum Bundesve1'vvaltungsgericht 

In einem g~richtlichen Verfahren kann die Revi­
sion zum BundesvervvaltungsgerichLa?chdarauf .. ge­
stützt werden,dassdas arigefochteneUrteil auf der 

. Verletzung derl3estimmungelldieses .staatsvertrages 
beruht. 

§ 14 

Übergangs bestimmungen 

(1) Jeder nach den Bestimmungen des Rund­
funkgebührenstaatsvertrages als privater Rundfunk­
teilnehmer gemeldeten natürlichen Person obliegt 
es, ab dem 1. Januar 2012 der zuständigen Landes­
rundfunkanstalt sChriftlich alle Tatsachen anzuzeigen, 
die Grund und Höhe der Beitragspflicht lliich diesem 
Staatsvertrag ab dem 1. Januar 2013 betreffen,soweit 
die Tatsachen Zur· Begründung oder zum Wegfall der 
Beitragspflicht oder zu einer Erhöhung oder Verringe­
rung der Beitragsschuld führen. 

(2) Jede nach den Bestimmungen des . Rundfunk­
gebührenstaatsvertrags als nicht privater Rundfunk-
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teilrJ.ehmer;Jgemeidetelmahitliehe>oderi" juristische 
Rers0ll.; ist>abdemi1.<lanmH·i,2012Lauf,Ver,M.:Ilgen der;' 
zustänq.igen f-,anciesl'lintl.fullkanstalt • verp!:lichtet,ihr 
sphrlftliGhtaUe')Fatsal.iJ;1j;jn"aJiZJ;lzeiQj'en,(i,Qie.Grunq.;und· 
HÖh:e;.aef,.BeitTags'@flicht!l!iac&fl'idißsem'.Staatsvertrag 
q.1n:!,eml .. Jantlat 2013 betreffen:: 'c' .n.! 

.' (3) SCiweit. der al;li~aQs,~.cJ;1l,lildri.eF) den: .'~ilf2f4e­
tungell vpnAb~atzl oq.~r 2 l1kllt~achgekOmmenist, 
wirgNefmutet,' d9'~:;dedellgpJ;1 deJ'l: a.es,~!m.ml~Jlqen des 
bis zum 31. Dezember7012' geltenden'Rundfunkge" 
bÜb::renstCl.at~yel'tr~gs: gIs, . 

LpriYilter. Run:;q.fun:k~eilnellIl):E3rgeIl):el<;letel?eri'!on 
nach Maßgabe yon §2 dieses Staatsvertrages oder 

2;nic:h.t.priYClterRll;ndfunkteiln~hmergeIl):eldete 
natüJ.'licheoderjuri.sti~.ch~.PersQn nq.ch Maßgabe 
v:on§6die~es Stacl.tsvertrag~s, 

. untefd~r ~ei deI' z\l~tändige~Land~srun(Hunk.anstalt . 
9:efHl;J,rteP.;~s<;llrif~i'I,p ,IRkrilftt~eten . 
tr.age§ ;.B,.ei.tt9,gss~,b..uldner,pael;1i 
dies\5SStaatsvertrages'ist:::Eine, ·ruJ!~J!!;'!."fN~JL~ 
kU.ll~Jfür dieZt1,J(.ut:üt bleibtl1fer\T(.ni;· U LnU'<::n:UH 

(6Lbie·.~ef:.dei· .. z~süi'ndigen~ilhdesruirdfUnkan­
staltfür den Rund'futikgehüfffeneiniu\:fgespeithetten 
Daten und D?-ten nach Absatz i uIl~ 2 dürfen vOll den 
Landesrundfunkansta.lten: iir demnach diesem Staats­
vertra!J. erfordetlichen .. ull.d zulässigen Umfang verar­
beitet und genutzt werden: , Die erteilte:q. Lastschrift­
odet 'EiiizügsermächtigungensoWieMäridate bleibe;o 
für den Einzug der RunqJunj.{beiträge bestehen. 

("1.). Bestandskfäftige· .R.uhdfunkgebührenbefrei­
ungsbescliEÜdenaGh§6Abs.1S~~zlNr.l bis 6 und 
9 bis 11 r des RWfdfu,iikgebührenstaatsvettrages gelten 
bis zumAblauf ihl'~r Gültigkeit alS Rllndfunkbeitragso; 
beffE:duiig~n natth§; 4r Abs. '1, 

(8) . Eine BefreiuIlg voh der .. Rundfunkgebühc 
. reripflicht .nach§r5;Äbs, "', .desRundfunkgebühren­
~staa:t!'!vertrages eridet'zum .31{' Dezember:2912: So­
weit Einrichtungen nach' § 5 Abs. 3 .bei Inkrafttreten 

dies~s,StCl.atsv:ertJi~ges; nach· Art· "' jA.b~;2 S'atzl cles . 
15 ;Rul1afu:n~ä:Qdenl.ngss:taatsvertragesvon; der;Rund~ 
fuhkg~v~J;1tepp;fl,iQl,It'nac~.§':6·Ab's;,' .1'desi ·Jtjind~);1nk~ 
geliiipren~taatsvertra.geslbefteit ;VMareIlI •• ·~41t'fiir ,defen 
~etrlebss*i;i:t~eIl:Q.er';l"\fach.w.e~Sl n(lc:h3:§.J5Allis; a Safz;3 
aJs'enbrabnk "fr' '. ,;.; r";. '>.' . 

:', "~':;j:~';\{: 'j ';c~\'::\~,:-";,, ';'i/~;"'e ';~Y:;:"" 

.Pp;:t~~f.,uIlliellreÄ;:;ein.iiralig:eti;AIa~j~i~htzuiW;E}V:~tjk;e 
,derJ"ae~tands-... )J~&;;.EI'st~tfassun.{1;;zH:;~.P'Ilögli€lten, 
übs)'Illitteltjede 1Y:1!3I<debe1fö~täe fijpe~ne'nbul!de~-weit 
einhe~tliehefL' \Sttöhtag.):autpmatisi~rt;;iIln~rhalb. ;voll 
l~ngs1;eus.;zwei ;Jali;ren···.ab; dem'fInktafttlef'enr'dieses 
Sta?:tsvertrages:;ge,gen:.Ko~tenerstattimg;eininalig.·.ip. 
standardisierter Form dienachfblgenden Daten aller 
volljährigen Personen an die jeweils zuständige Lau-
desrundfunkanstalt: . 

1. Familienname, 

2. Vornamen unter Bezeicllnungdes Rufnamens, 

(10) Die La;ndesruridfunkaristalten dürfen bis zum 
31. pezember 2014 keine AdreSsdaten privater Perso-
nen ankaufen. . 

(11) Die Vorschriften des Rundfunkgebühren­
staatsvertrages bleiberi ,auf Sachverhalte. anwend.­
bar, nachdeneI.1l::J!s2illIll31.l)~:Z:ElIIlI::JElI:~01~Iloch keine Rtlndfunkgebühren entrichtet oder erstattet 
wurden. 

Dieser Staatsvertrag gilt .für unbestimmte Zeit. 
Er kann von jedem der ver.fragsschließendenLänder 
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zJ.lmSchlusSdßsi.Kalend.grjahresi·lIlit;e~J:l~l"FtistiVO:q. 
\eine);Il.Jahrrgekündig~.werderi;,:];)ieK~~dig~ngkann 
efst~~lsZ:11:tni31, t>e~em~Elr QOil4'. ierf;~1gemiW:irq:.\9-Elr 
Sttl~tsv.ettiag.zu;di~semS;Z;ieltp~n~t~iclitge~tilld~gtJ·· 
ktl:q.l'l·di~if:KündtfJtingim:iti.glei@net;Frist;iJeweii1s~ztl 
einem. zweijahrEl~pä.ter~j;l~eitpunkt.et~lQ.lg~lt.i1Di~ 
KllJ;l~igllrigist g~g~n.überde;rnVqr~itzellCle.:q.<:1er !vIi­
ni'5t~tprä:Sl<ie~tßp'Rl~JJJl4'l:!relJz.i!sehl'ifniCl:).iiZWi.~l'~tireil. 
IDiefl<ti#diW:n~riei!J,es.)LaJ:rl:les .•. lässtidasilVertrFJ.gsv~t,: 
b.ä.U:aiSi(;);el'rÜ~dgeiHLiiilnd~r,j2iueitJ.~:ad~I; ·.'linbevÜhrt'i 
led()ch, 'kann,j~deSi.idetÜbl'iigen.~Länder, den:Wertrag 
binnen ,. einer frist. t;vondreii Moni'ltennachRingaIig 
der Kundigungserklärut)'g .zllnigleiohen Zeitpunkt i 
kündigen. . 

Artikel 2 

Aufhebung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages 

Der Rundfunkgebührenstaatsvertrag vom 31. Au­
gust1991, zuletztgßändert durch ~:lenZwölfteIKRllnd­
fun:känderungsstaatsvertrag vQm18:Dezeniber 2008, 
Wird aufgehoben. 

4, §13wirdwie folgt neu gefasst: 

'i§13 

Finanrierung 

Der offentlich -rechtliche Rundfunk finanziert 
sich durch Rundfunkb~iträge,. Einnab.Ihen \ aus 
Rundfunkwerbu,:ng und sonstigen Ein~ahmenr v?r­
rangigeFinanziero:ngsqUelle ist der Rundfunkbei­
trag.Programme.und Angebote im R<;lfu:nen. seines 
Allftrags .gegen besonderes Entgelt sind unzUläs­
sig, ausgen0Il1nien~ervon sind Begleitmateria­
lien. RiJ;lIl<l:bJ:henausdemAnge:l:yot von Telefon­
mehfwertdiensfen dÜffen nicht erzielt werden. " 

5. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) .. In Absatz2: Nf:'!4 wIrd dasWort;,GebJhrerier~ 
. iträge!t durcli das. Wort i,BeitragseiträgE) ~'.ersetzt . 

'IIl':A~s~tZ31MTi~g,dcr~,Wört~'i,~'eb,1i~h~nf~sts~t -, 
• z.u#g"dnreh i das'W ort> l;!.tteitr<;lgsfestsetzurig'~ , 
ersetzt, , ·f; • 

§ 'l{)W1rd:wielOlgt, geä:nt:'l~rt: 

a:) Die~~~~~~~~t;~ir~~efQlgtn~ti~efässt:. 
,,§ 16 Dauer der Werbung,Sponsöring'~.· 

'b) EsWtrdfolgendefn.euerAtJsatz6 angefügt: 

,,(6) Sponsoring findet nach 20 . .00 Uhr S07 
wie an Sonntagen und im garizenBundesgebiet 
anerkannten Feiertagenirn'FetIlsehentricht 
statt; dies gilt ruchtfüf das Spo:tl;sdring der Über­
tragungv()ll Großereigrussen nach § 4 Abs. 2." . 

7; hi i §'43 Sätz2weraklri die Wort.er",der.I~lÜidfllnk-
9'.$ pfrltI:"'qlirch . dieWöFter' ;~, demRUnafunkßei~ 
tfa:~~'.;~rse1it. ' v ••• 

.cj Absatz 5wirdwiefolgtgeän.d.krt: . 

aal hl Sat~ Lwitd das.Wort."Rllndfunkge7 

bfrnre:q.erhöhung:'.<;lurC;hdas Wort "Rund. 
fUJ;lkheitragserll.öhung!' Elrsetzt. 

bb) In Satz5wirddasWort,,~undfunkgebüh­
renst<;latsvertt<;lg" dllrchdas Wort "Rqlld­
fllnkbeitra;gsst<;latsvertrag" ersetzt: 

·cc) In Satz 6 wir<;l.di.e AIlg:ahe ,,§ 13 Absi. 2 
sowie" . gestrichen. 

, " '- ' >', 

. ·10, .. In§64 Satz 1. werden. die Wörter" iOln der . Rund,. 
funkgebiinr"durch die Wörter "am Rundfunkhei':' 
trag" ers~t2it. . 



BayerischesGesetz- und Verordnungsblatt Nr.1212011 267 

Artikel·4 

Änderung des ZDF·Staatsvertrages 

In § 29des ZDF-Staatsvertrages yom>31. August 
1991, zuletzt geändert durch den Zwölften Rundfun­
känei~rungsstaatsvel"trag vom 18. Dezember 2008, 
werden die Wörter "der Fernsehgebühr" durch die 
Wörter "dem Rundfunkbeitra,g" ersetzt. 

ArtikelS 

Änderung des Deutschlandradio~Staatsvertrages 

In § 29 Satz 1 des Deutschlandradio-Staatsver­
trages vom 17. Juni 1993, zuletzt geändert durch den 
Vierzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 
10. Juni 2010, werden die Wörter "der Rundfunkge­
bühr" durch die Wörter "des Rundfunkbeitrags" er­
setzt. 

Artikel 6 

Änderung. <IesRU.IJ.dfunkfinanzieru~g!>-
staatsvertrages . 

Der RundfunkfinanzierllP!Js9taatsYertrag .. ",om 
26. August bis 11. September1996i,zuletztg~ändert 
durchdenZ~ölftenRundfunkändeningsstaatsvertrag 
'10m 18. Dezember 2008, wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wb"dwie föTgfg~änderl: 

a) tn derUberschrift des LAbschnittswerden 
die Wörter . "zur Rundfunkgebühr". durch die 
Wörter "zum .Rundfunkbeitrag" ,ersetzt. . 

b) In<der Überschrift des lI. Abschnitts werden 
die Wörter .. "der R~ndfunkg~bühr" durch eiie 
Wörter" des. Rundfunkbeitrags "ersetzt. 

Cl § 8 wird wie folgt neu gefasst: 

"Höhe des Rundfunkbeitrags " . 

2. In der Überschrift des!. Abschnitts werden die 
Wörter "zur Rundfunkgebühr" durch.die Wörter 
"zum Rundfunkbeitrag" ersetzt. 

3. § 1 wird wie foIgfgeändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort "Gebühren­
festsetzung" durch das Wort "Beitragsfestset­
zung" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wör­
ter "der . Rundfunkgebühren" durch die 
Wörter "des Rundfunkbeitrags" ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird das Wort "Gebühreneinnah­
men" durch das. Wort "Beitragseinnahmen" 
ersetzt. 

4. § 3 Wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 2 wird das Wort "Gebühren" 
durch das Wort "Beiträgen "ersetzt. 

bb) In Sa,tz 3 wird das Wort "Gebührenperio­
de" jeweils durch das Wort "Beitragsperi­
ode" ersetzt. 

b) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz4 werden die Wörter "der Rund­
funkgebühr" durch die Wörter. "des 
Rundfunkbeitrags" ersetzt. 

bb) In Satz 6 wird das Wort "Gebühren" 
durch das Wort "Beiträge" ersetzt. 

5. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter "der Rundfunk­
gebühr" durch die Wörter "dem Rundfunk" 
beitrag~' ersetzt 

b) In Satz 2 \iVerden die Wörter "der .Rundfunk­
gebühr" durch die Wörter "de9 Rundfunkbeic 
trags"ersetzt. 
, "- -. --" ',- - - , 

In.§··7Abs.2Satzl .• WirddasWort. "Gebührenc 
vorschlag" durch das·' Wort "Beitragsvorschlag" 
ersetzt. 

In der Uberschrift zunT H. Abschnitt werden die 
Wörter.,derRuneifunkgebühr"durch die Wörter 
"des Rimdfunkbeitrag::?" ersetzt: 

Dje. Höhe des Rundfunkbeitrags ist vorbehalt­
licheiner Neufestsetzung imVerfahren nach § 3 
auf monatlich 17,98 Euro festgesetzt." 

9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

,,(1) Von dem Aufkommen aus dem Rund­
funkbeitrag erhalten vorbehaltlich einer Neu­
festsetzung im Verfahren nach § 3 die in der 
ARD zusammengeschlossenen Landesrund­
funkanstalten einen Anteil von 72,6295 vom 
Hundert, das. ZDF einen Anteil von 24,7579 
vom Hundert und die Körperschaft des öffent­
lichen Rechts ,Deutschlandradio' einen Anteil 
von 2,6126 vom Hundert." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz2 
und in Satz 1 wird das Wort "Fernsehgebüh­
renaufkommen" durch das Wort "Rundfunk­
beitragsaufkommen " ersetzt. 



268 Bayerisches Gesetz-und VerordnungsblattNr. 1212011 

10. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

"Die Höhe des Anteils der Landesmedienan­
stalten beträgt. 1,8989 vom Hundert des Rund­
funkbei tI~agsaufkommens. " 

b) In Satz 3 werden die Wörter "der Rundfunk­
gebühr" durc:hdie Wörter "dem Rundfunk­
beitrag" ersetzt. 

11. In § 14 Satz 1 wird das Wort "ARD-Nettogebüh­
renaufkommens" durch das Wort "ARD-Nettobei­
tragsaufkommens " ersetzt. 

Artikel 7 

Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung 

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 enthalte­
nen Staatsvertrages sowie der in Artikel 3 bis 6 ge­
änderten Staatsverträge sind die dort vorgesehenen 
Kündigungsv0rschtiften maßgebend. 

(2) Diesef Staa tsvertragtrittaIil ·l.JCin ua[2 013 
in Kraft. Die Vorschriften nach§ 14Abs.l, 2uIld 
6.des. Rundfunkbeitraqsstaatsyertrages freten·am 
LJanuar2012 in Kraft. Sind bis zum 31. Dezem­
ber2011 nicht alle Ratifikationsurkundenbeider 
Staatskanzlei des Vorsitzenden. der Ministerpräsi­
dentenkonferenzhinterIegt, wird der Staatsvertrag 
gegenstandslos. 

(3) Die Staats kanzlei des. Vorsitzenden der Minis­
terpräsidentenkonferenz teilt detr Ländern die Hinter­
legung der Ratifikationsurkunden mit. " 

(4) Die Länder we~denermäehtigt, den W~rtlaut 
des· . Rundfunkstaatsvertrages, ZDF-Staatsvertrages, 
Deutschlandradio-Staatsvertrages·· und Rundfunkfi­
nanzierungsstaatsvertragesinder Fassung, die sich 
aus den Artikeln 3 bis 6 ergibt, mitneuem Datum be­
kannt zu machen. 

Für das Land Baden-Württemberg: 
Berlin, den 17. 12.2010 

Stefan M a p p u s 

Für den FreistaatBayern: 
Berlin, den 15. 12.2010 

Horst See hof e r 

Für das Land Berlin: 
Berlin, den 15. 12. 2010 

Klaus Wo wer e i t 

Für.das Land Brandenburg: 
Potsdam, den 21. 12.2010 

Matthias P I atz eck 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Berlin, 15. 12. 2010 

Jens Bö h r n sen 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Berlin, den 17.12.2010 

Christoph Ah I hau s 

Für das Land Hessen: 
Berlin, dE!ll15.12. 2010 

VolkerBouf f i e r 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Berlin, den 15. 12. 2010 

Erwin SeIl e r i n g 

Für das Land Niedersachsen: 
Berlin, den 15. 12. 2010 

David McAllister 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Berlin, den 17. 12. 2010 

Hanne10re K r a f t 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Berlin, den 17.12.2010 

Kurt Beck 

Für das Saarland: 
Berlin,den 15,12:2010· 

rürdenFreislaCif Sa~hseri: 
Berlin, den 17.12. 2010 

StanislaW Till i eh 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Ber1in,denJS; 12.2010 

Prof.D~; Wolfgang B öhme r 

Protokollerklärung aller Länder 

1. Die Länder weisen daraufhin, dass finanziell leis­
tungsfähige Menschen mit Behinderungen einen 
ermaßigten Beitrag in Höhe von einem Drittel des 
Rundfunkbeitrags zu entrichten haben, sofern 
sie nicht einen Befreiungsgrund geltend machen 
können. Damit soll die Finanzierung barrierefreier 
Angebote erleichtert werden. Die Länder erwar­
ten, dass ARD, ZDF und Deutschlandradio hierzu 
ihren Dialog mit dEm betroffenen Verbänden mit 
dem Ziel intensivieren,ihr diesbezügliches An­
gebot auszuweiten, und hierüber regelmäßig bec 
richten. In diesem Zusammenhang. erwarten die 
Länder auch, dass die privaten Veranstalter von 
bundesweit verbreitetem Rundfunk ihr barriere­
freies Angebot verbessern. 

2. Die finanziellen Auswirkungen des Modellwech­
sels bei der Finanzierung des .öffentlich-rechtli-
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ehen Rundfunks werden mit dem 19. KEF-Bericht 
festgestellt. Unmittelbar anschließend werden die 
Länder auf dieser .Grundlage. eine Evaluieru.ng 
du.rchführen. Die Evaluierung' soll unter Mitwir­
kungeiner unabhängigen Stelle, die durchöf­
fentliche Ausschreibung ermittelt wird, erfolgen. 
Die. Evaluierung umfasst insbesondere die Ent­
wicklung der Erträge aus dem Rundfunkbeitrag, 
die jeweiligen Anteile der privaten Haushalt~, 
der Privatwirtschaft und der .. öffentlichen Hand 
am Gesamtertrag. Dabei werden auch die Not­
wendigkeit und AusgewogenheiLder Anknüp­
fungstatbestände, darunter die Beitragspflicht für 
Kraftfahrzeuge, geprüft. 

3. Auf der Basis des 19. KEF-Berichts und der aktu­
alisierten Zahlen soll auch die Frage der Werbung 
und des Sponsorings im öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk entschieden werden. Dabei soll auch 
die Frage einer stufenweise weiteren Reduzie­
rung behandelt werden. Gleichzeitig nehmen die 
Länder in Aussicht, die Auswirkungen derin§ 16 
Abs. 6 Halbsatz 2 des Rundfunkstaatsvertrages vor­
gesehenen Beschränkung der .' Sponsoring-Mög­
lichkeiten im öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu 
prüfen .. Dabei soll. ins beson.dereg~prüftwerdeni 
ob .. einevalenteSportberichtersta ttung auch •. über 
bedeutende regionale,nationaleund internatio­
naleSportereignissejenseits ~esKatalogsd~s §4 
Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrages, entsprechen­
de R~.finanzieru)1gsmöglichkeiten derbetrQffenen 
Sportverbände und .. die . Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands· bei der Bewerbung um internatio­
nale Sportereignisse naCh wie vor gewahrt sind. 

4; Die Länderwerden ferner überprüfen, inwieweit die 
ARD ihre Zusagen hinsichtlich eines internen Leis" 

tungsausgleichs umgesetzt hat (insbesondere Punkt 
1. 6.Spstr. 3 der Eckpunkte zur Neuordnung der Fi­
nanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks). 

Protokollerklärungdet Freien und Hansestadt Ham­
burg, des Landes Niedersachsen, des Freistaates 
Sachsen und des Landes Sachsen-Anhalt 

Die Freie und Hansestadt Hamburg, das Land Nieder­
sachsen; der Freistaat Sachsen und das Land Sachsen­
Anhalt unterstreichen, dass für die Akzeptanz des 
neuen Finanzierungssystems eine aufkommensneu­
ttaleGestaltungentscheidend ist. Etwaige im Zuge 
der Neuordnung der Rundfunkfinanzierung entste­
hende Mehreinnahmen werden daher für eine Redu­
zierung der Belastung von Bürgern und Unternehmen 
genutzt werden. 

Die Systemumstellung auf die Haushalts- und Be­
triebsstättenabgabe entlastet die öffentlich-rechtli­
chen Rundfunkanstalten nicht davon, Qualität und 
l)mfangihrer Angebote fortlaufend kritisch zu über-

. prüfen und sich dabei im Interesse des Beitragszah­
lersarieinerengen Definition des Grundversorgungs­
äy.ftrags zu orientieren; 

Protokollerklärung desLandes Schleswig-Holstein 

Das Land Schleswig.,Holstein erklärt ergänzend zu 
Ziffer 2. der Protokollerklä.rungaller Länder: "Ziel ist 
es,Jet~tere entweder ganz . entfallen zu lassen oder 
in die Beitragsstaffelung nach§·S.zuintegrieren, zu­
mal die Nicht-Veranlagung nicht privat genutzter Kfz 
insbesondere auch den V{')rwaltungsaufwand bei der 
GEZ und Mi den Betroffenen reduzieren wird. 
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215-4-1-1-1 

flUte Verordnung 
zur Änderung der 

K~t~stropbe.Ilschutziondsverordnung 

Vom 20. Mai2011 

AufGrunddes Art. 12 Abs. 4 Satz 2 des.Bayeris.chen 
Kataströphens.chutzgesetzes(BayKSG)vom 24. Juli 
1996 (GVBl S.282, BayRS215-4-1-1}. zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 27. Juli 2009 (GVBl S. 392), erlässt 
das Bayerische Staatsministerium des Innern im Ein­
vernehmen mit .demBayerischen Staats ministerium 
der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

§ 1. der Verordnung über die Beiträge zum Fonds 
zur Förderung des Katastrophenschutzes (Katastro­
phenschutzfondsverordnung -,KfV) vom 2. März 1997 
CGVBL S .. 51 ,BayRS 215 .. 4-1-1-I},zuletz1geä'rldert 
durchVerorQnungvom 21; April 2009·(GVEI S.·205), 
erhältfolgendeFassung: 

Die Beiträge zum· KatastrophenschutzfO:hds. wer­
den wie fölgtfesfgE:lsetzt: 

1: je. 1620 000 €fürden Freistai;lt Bayern, 

2. je 810 OOO€J:ür die Lancj.kreiseundkreisfreien 
Gemeinden zusammen. " 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mitWirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft. 

München, den 20. Mai 2011 

Bayerisches StaatsmiIiisterium. des Innern 

Joachim Her r man n, Staatsminister 
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9i32-1~3-W 

ver:ordl)~n~,~~ ... ~· .. ;:~ .. \ ...... ; { 
.••.• ; ................. ~urDJlrc~lii~t9n~rÖe$.·; 

.~~x~~~tII*tr~~~\\m~. 
:>;_;1 ~ , , r-";C-', 

.. ' .~ •. ;~~fuiti~·;.rtini ~atlf);.2t.3"iI· . 
',--:1~ :: 

..... ;;~UfGl"ilnda~s A~;39Ahs.'f, 'Sjit~ 1 d~s;q~feti~s 
üb~f·di:eR:echtsY'efhä.lfnisseder;'OIcl;ltppl:X4esei~e,ne,n 
Ilisertbal;l;m~nqnä der ~enbahri~ri. iD.~~yem(B;ayeri ~ 
sches EisenBahn;l.lI1~ Sef1baJ;ingesetz-Bay~SOl in 
der Fassu.ng-ci~fBe~anntirfac1iUligyom9. August 2003 
(9VBI S.598', Bay~S93.2cl-W),geändert di.\rchGeselz 
v0tn 23:. JuIi. 701g(GVBI S.324), erlässt das Bayeri­
st~eStaatsri:tinis~egull1fiirWirt.schaft,. IIlfnrsttUkfur, 
Verke1iru~d'FE!lctiii()logie ;f0Ig~iid.eVeidrdftung: 
"': "/,,. '. - -~ " -, ',' ,- '''':.' ' '!'" '" 

,-- -.: -,,/' -' ,> -', ,-' ""':" ,':: ", ,,:' }""',' - ',' , 
§ §1.~Qii.tl4 5:<lißset Wf()~.dnq:nQ' dierren::~er.J;Jmse,tzu~g 'ler 
VerordI1tlrrgji'lO) .Nr..7,6.5!2008q.es' I\1itQpijiscl1en, Parla­
ments und d~s Rätes vom 9. Juli. 200.8 üher.dte Vorschriften 
für die Akkreclitienmg und Marktüherwachung im Zusam­
menhang mit dl:lr Vermarktuflgvon Produkten und zur Aqf­
hebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABI 
L 218 S.30). . 

3) § 7 diesel: Verordnung dienttler'Umsetzting der Richtlinie 
2005/36/E.O· des Europäischen Pa:rlalllent~ und des Rates 
VOIll 7. S~ptemher2005üher .die AnerkenI!,i.mg von Berufs­
qualifikati:0Ilen (ABl L 2q5 S. 22"b~r. 20m L 2'nS.18, 2008 
L93 S .. f8, 2909 L33S, 49), zuletzt gElaIldert dtltcll V<lr6~fl-

, ; hting(EU) ~r.213/20'11Vdrii3.MärZ:2Ölt'{.ABl B59 &.4);-0 

4) piE;VerPflichtl1ngen der Richtliirie98/34iEG c:lesEuropa­
ischen Parlani.entsynd des :[<ates V<!II122:{uni .199.8. i\ber. 
ein Inf()rmationsv'erl~hrenauJ'dem .Gebietder N~qnenuild 
t!"chnischen Votschriften;und der Vorschriften für die Dienste 
dl:l~.~Jff\lrmilti().~sg!l.s~Jis9~ilft,(@1.L.fO~ß;37Ji. ~1l1etzt geän­
c:ll:l:rtfl.\l;c~ l{ichtlipiil20Q'6/!:l§/E,Gyo,m fO. November 2006 
{ABI L363 S .. 81),sindbeachteJ worden. 

.' • .. pers()~enGe~Hrt~ra.gU~(L~ebtirtsHRd~rnach Ge­
setz OderSat~p,rl.g.· \TertretungsJ)ere~htigrep'I>erso­
nen!.dl3n.Gese1fsbhaftsvertrageiI1s~hlie~uch·Sat-
zun.g ......... urtd:ein.en A.ti's .. z. u. 9 atis d.eIll HaItdelsreg .. ~ster; 

ci , ~; 'C ' , 

.2. eif1en'L,i!ülkarteIial.lsschnitt •. (Maßstab···· .. l:25000), 
aUf qe:rrrÜle Ünieijführu.ng qet geplartten Arllage 
d~rch eiIiefote Linieuridwe. be~ b~if1iti~ten Hal-
• te6\:teJB~~g.:'lind Tal#atl.ör,{;'Z\ViSfueiistationenj 
in einfacner Welse gekennieichrretsirtd; 

I1alanlagEm,' ."'d'.UJ',,"U"UJ.'H 

Bj3rgu:ilg der Fahwäst~; 

6. ,t\il9abenü12efiStE1ftisc~ag-,\LaWin~n~ undWa~~ 
sergefahr; ~egebenEmfa~sslnd' geeignete Scl).utz-
niaßnalll;neir vorzuschlagen; . . . 

7. Angaben über dE:ln Baugrund (I30denartJancien 
. vorgl3sellenenStaIidotfen dElr ~tred{e:iltJallwerkei 

Ühefbrfrckuiigetfi ·Stu.tzriia u~:rrl,$tl.itienun~, $'ta~ 
tionen, bei Standsei:lbahnen auchderB$nstrecke, 

8. b~iSeiI~c~'Weheb~hneri .. llil.d~cftleI>PUfteri,An­
. gal>~rt/.ütJ~t \ 'dienieteorQlggi~cH~i\Ve~h~lb1iSSe 
fHa\ljJtV{indnchtuhg uildHaufig~eftdei' Windge7 
. SchwindigkeiteIi};;' , ~. 
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, , 'j!" : 

9. die' fiir die, naturschutz;rechtlich~' 
wendi9'en natwschiJ.tzf.acblichen ~ ... v •• u,)1 

gelmäßig isrhie~:z;uein 'Jandscllaf'tsI)m~9~~~~!;(j~rer' 
.J~egl.eitplangemäß '17 
Naturs~hutZ' 

, " " einer 
artenscbutzrechtlf<;henUn:tersv,~g.l!.ngzu berüc~­
sichtigen:' Das ;Erg~hn:~s' derUIlte,r~i;tc~uI}gund 
er~orde~liche ,YßITrfeic:1üngs- 'un:d .. ,yprgezogene 
i\1l~9~!'l~{JJ;1sIllClßnalHrien:;~ind;regelm~~ig, ilrl;Jan­
desptlege~SGpeP.~e9l~~tPlan:.<.i.&r:z;usteIlen. ' " 

(5) , lWird für, einen' nieht()risfe~t~n S'cl1f~ppli~t die 
13 ag- unp BetTiiebsgenel;uAigullg. füt nlel;trere, AM­
stellungspl~tze. jm,Ber~~Rll.*er~Fhiedener Kreisver-' 
waltungsbehörden beantragt, ist überdenAntrag 
im Einvernehmen :rihlt den' betroffenen 'Kreisvelwal­
ti;tngs1:leMrdeJ;l. pU Elntscheiden. 2 Die Zahl der ein­
ZU.r7isr:encleI.t tert1g11Il,gennach, Abs. ,3" erMhtsich 
en:~sp~eQhen~ider'Zalj.l<ierzll.betepigen(ieh.Ki.eül'\ler" 
ialtllP:g~.l?e~qn;lM,,·, '.' , ',. ' .. 

\\.,.).·r6)F\W~tW)Aritra~' auf ,qe!1e~mlgA~m.einer Äp-
9~t.iJ;ng9-cetA~ll:g%;c:1~e;~ie".B,aü -.... l1.nd;]~~tnel:l~geneh­
',rr1\g:\~h~; .. oeW~~t;·,z;ll,An4eri:t~ep;,cler~il;l}e,i).fi1h:!11ng; 
VElrlegungdet.Stationen,<Ander1:l.~gder.Betiiebswei­
se, gelten Abs. ibis 5 entsprechend: 

I -

§3 

" Technische Änderung 

nesSeils 
~en strld> 
reiclie~.~Beirn. V,V<:;''-U;''''.'' 

Schl~pplifterisind , ' xIa.s, '" ,', ' ',' 
bzw." ~ie130-~().:p.fonn~t~ts l;>es,,<;4~i!).i~:U1'lg:;1l1'l~,' s~'Weit 
es sich um gespleißte$'Si1e hi'lrtdeIt, dasSpleißattest 
vorzulE;lgen.,. 

.. 
.qenehmigung d.er techniscl1en Planung 

(1) lDer Antt~$auf GenehWjgungder techni­
schen Plall,ung füt eihß Seilbahn ist bel der te<;hni­
sc~eJ:l",:Autsi<;hts bE;lhorge el,nzu17eichen.> 2Der" Antrag 
hat zu enthalten: 

1.,Ukt~rl~gen zllmG~s,~irttsy~tem' 

'&j'eiJ:len ztrsammenfa~SWd~hreehl1iJlCherf Be­
'rtcIn überdfe Sellt>4hhmit Angabed~t Sys­
, temdaten gemäß' Art. 1 Abs. 5 der Richtlinie 
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. ,2000l9l~S .. d~s;tEurppä.isc1i~Il' llarl<1:~euts und 
' .. ···<;lesRates ,;V:0ll1.fO .;Mär?< 2 QQO il)lier Se,iJbithrien 

lfüi(;den l?ersoneThyet:keä,rt~BlL:lOfii~; 21); 
~ <'r~:;:~">'<' o,:j*<:e' <(>~, ,""','" "t"l't'r-:/: '~\(?:(: \"::"i;;}~"j 

i. ~];leirte~~$i~h~~ßeitia;rr~~~~ ~.~ ••.• ;··'~{'4'Abs. 1 
in/Ver:PWdJlIfg IJ.JitÄ\1.h1t~ ..... " ieI~rucntIinie 
2,OOOI?IEG~J;It! ~,ew el1,ts.PFetliehgen •. $itper" 

";1' .r;iMltsperiCil1t,in1(cl1.,'~i;~lAt{s'i12i,iPf'~7J~Ilb~ndung 
mit AIthcl:nglII deiFiRli'chtliille,2(l)@f)1;9I'E@,; 

>"'_ ,', ," i 

'2 ,Ünterf<igenAiitidieLinienfü1l,rungi ,'\ ' 
'> ,\' ';' 't'~ J ", '\ _' ~ :', : 

.arE.äng:ensc:hnftf'(iß'der.Re~eI'imMaßsfab.·1:500 
o<ie:tl'f10g0\ bei Jätfgeren Anlagen 1:2500) 
mitAngabeaes'GE~ländesisoWie der Entter­
mmgenlmd HöheulagenderStreakenbau­
w~r~e und 'HaIte,Qrte.DerLängeIlschrütt hat 
ferIler in einfacllep:Ünien und mit Nall1.en 
bezeichIl~talle Kreuzungen mitSeilbethnen, 

, 'Eisen:liahIlen, ' . 'Uhdsonstigen 

Fahrzeuge' 
Gebällc.le,EelsElnll~W·.. .' 
CMa,ßstap1:5004er 1,:lQO); . 

c) Berechpung desLängensth~itts, b'ei Stand­
seilba,ltr;ter), aych des, Ol;>.er-. uIl,dlJnterbaus; 
Nachweis der SeHkräfte, derSeilQ,eigungen 
und der Al.dlagekrä#e an den X.JIltel;stützun­
gell' des .Q4erbelast.gn,gsverllältnisses und 

;, .. de.s,R,pllElnlMJvel'ij9-1tl1,isse~) SOwiEl'iq~s .' Licht­
r!!uI1,lprofils;B~rEliq4!l,y~g:(let; J;:?yrqhhänge, 

.i"iel~r;~pgrt;(l"":El~e"deigrQ\3,teIl:Ant~e,Qsleistung 
,:lind,;der::erfp)i4erIic:h~n~reIl1swJt~l).:rl:g Sowie , 
dergesic1;l.erten.Auf:qa:tmJ,~:Ger.lJll1.fangskraft; 

d) a3erec~nung~nzudenQ:uersQlniitten. nach 
Buchst. b;. 

e)b~q:y orha;udense~rieine;GHilf5Sei1ba;hn 'zur 
Bergung längs des/Selle!;:;),; i" ,', 

Berethn}l'Ilgdesl,.:ängens~hIlitts für das HUfs' 
.. s~iit,~I:;gia<ih"W~is'deti.geH~täjt~l;~l$ri,Sl?i1n,J:jig)1Ii· 
g:(i!~ul1Q9-er,.Aunagekfä~te.an.·.den·Ur1ter~tüt­

' .. 'i;~~~~l11i~esA:~sthl1fl~,)'t);€)~"'f~fl~~~ü;Oci~r.voll1. 
·IU}rdel'seili9:~g:ellie;q'(i!nfa$s,\d~ti!1Be':1iiJ;md. Ent~ 

", .::ijlastu~§";;cier i~lrU~k(il~i~e,i;9~rqh'i.d(\S:iHiifi;seil 
Ul1d:dC\sZg~s\~H,des Spannweg~,ret grö~­

'i Ite11. ~ptrii!lhfil~tst4~!l}':;qndidel'e~orp.erliche'rl 
, . ·Brewswirk\1i:l.~.s~)'wie der;!l}'esiCfte,(teniÄ,ufnah-
.. " me:c.ter trriIf&n,gs;lUa1l; '. \ 

a) ,Übersiehtszeichnungen fürdfetStationen; si(i! 
müssen· insbesondere,. enthalten ilie. Ariord ~ 
nurig aller<betriebsWlchtigen ;Yeile,den Licht~ 

, raum für die Fahrzeuge bzw. Schleppvorrich­
(soweit SeUdurchhangehiegÜr von 

. . der, \t:echneiische:Nach c 

b;1:w. ,.' . . ... 
gen,e~w:aig'e:tFüh:rungen; J:lndderEifitidhtun-
g~nzumAbhebender Seile;' . 

h) Zeidmungen,· ,Berechnungen und .Besthret­
bungen .für. dieStützert ···und ·weiterer Stre­
ckenbauwE)rkej mit ihrer'Lagefrn Gelände, 
ihrel1, Fundamenteh,.,Beweh:rungen und An­
kern; 

5. Untetla!l}'eh.fürdieSeile'und die .. Seilverbinduno 
:gen 

,bi Zeichnungen und, cI;3eschreibungen· für .die 
Seile, Seilverb:ind:u:ngen;Seilendbefestigun-. 

;,1 

",i 
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gefl,·(z:~.'y~rg~?sk11Ppll:lngen\iNergu's~kÖpfe) 
lmdAnschlussteilev"<r' ;;!;' 

'b),Zelo/hnJnQe~'UIld.l3e~.c1ir~ihU~~~1t,·.;der An­
..... i tnebe,nij:tBenennungJgeFl::eistungs9aten .und 

. der Treibfähigkeitsi)Wie !gei';ntechanischen 
Beanspruchung.derBauelemenfe; 

c) Zeichnungen'llnd Beschreibungen für die Be­
triebsbremsenün.dfüt die Sicherneits bremse 
mit Benennuflg der· StemsWirkung· sowie der 

. ,ntedta.nischen Beanspruchung der Bauele-

b) Z(,lichnung~l;lU;hdBel'fchreibUftgerider Seil­
rpllefl tindRolleriwiegen einschließlich .ihrer 
Achsenbzw. Wellen;derenLägerurig llndih- . 
tel' Anordnufl9lzeichherische Darstellung der 
Li(jhtraumverhältnjsse· .. 'qegenüber.Klemme 

. und Oehänge;Darstellung.der Einrichtungen 
zur SicMrung.derSeilführungi 

c)'Zeichnurigeri.Urid' Beschreibungen .für die 
TraggeI'Üste von:b..nti1eherii E;etlscheibenver­
lagerungen, SeileIldbefestigungen. sowie. für 

'dieEtn,- und AuslaufsFrecj.{en·beiB&lmen mit 
kuppetoaren Klemme~; 

.d)beiStandseil~ undSeiIsc;hwebebahnenZeicb.~ 
nungeri'uhdBeschreibungen derEin~und 

A.~~j.{U;ppeletnriGh!11ng~Ir . mit lParstellung 
'd~~i\~ga.üfs\des~~iil"un(i ·des Alls;KFPpelv;ör­
·gfl.!!l,gss~wi~.der.AnQrc1nung .. tlndWirkllng der 
Prütei~ditungeIlr.,.· b~iScIJ.leplJliften .. Zeich­
nl:lnQenJ.~~.J3,~söl1Teibungen .•. dEW! Anbilgel­

'! vorri,'G!iilllflgenli; in d ;', '!'!' . 

> ';:; ,<'!i'> " 'l ,'~<~;; :<:; ,,{,,'>L \.'~fr~ } ,l :, ' ",-, "tz, 

. /1..3. tJIlteha~~hft'ii$~tßft1e,pn.&~~st;ß:~.h:Eiriticchtuhgen 
dßf$tIfeiG~ei):ba:q}Ve)ji{e).· ; . 

a} :ZeJchJ:lJlng~illlJ;l.<;k lBes~llrßibJn@~n f.Urdie 
Sei1sclleiben , einschließlich ." ihrer· . Acl).sen 
pzw,W-ellepUIlcldetejIr'l.,aqetUngi;zeip);meri­
scne; pC,lrstellung .der.LichtrC,lumy~rMltnisse; 
peiEinseilbabilen mitfes$enKlertlmen und 
ScWeppliften.;Parstelll1ng.El,esKlemmenüber­
gflng:s •• bezüglicl:r' Sej:\labJeIlkung.,. Lichtraum 
und Pahrzeu,g- bz.)V .. Oehängefül).rung; 

c);' Z;elchriun~eh 'Vnd .. ~~schreibl.inge~für die 
Gehänge eihsdhließlich'etwäigerpampfungs­
einrichtungeri; 

d} Zeichnungen urid. BesChreiBungen für die 
LaUfwerke}:jzw.fanrgestelle· einschließlich 
Etniittlunq deI' senkrechten unds.eitlicnen 
Ra:dlasten,untefsuchmi~~erfi.nderung der 
Radlasten ·oeiui'i@un'stig~riBremsvotgärigeh, 

•. be~ BeSchlEnÜligeIiIVeE~ö9"ernl1ridÜber­
" fCilitender S.tütz.ßn.~QwieZeiChnUI\genllnd 
lBesc.hrei:b\l~gE:l)jfder·ra~gbFentseneinschließ~ 
·lithB.eIiehnllng'd~r BieriisWirkung;'" 

e jZeicl:rnui'ig: uIidSeschrefbung' eIer' Verbin­
dung mit d,em Seil, bei festen Klemmen bzw. 
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· ;;ktlPpelb~teIi.~Klerrifn~lli:li,ins.{jhließ,liCJ:i Benen~. 
· 'nllihg'€J;e;nl<iIemIhkI'aft: ;, . , 

· tif~~~I~IHitiiilÖ'~WCilft(fiie:sct&r~~b~n{)-~1'für .d~e 
• Sc111ePilg-eh.ii.Ilge .ein~f,hJieß1i~l).?er ~~zieh­

.' . :.yÖiRchttl:ng~n;tl:rr~;etwa:iger:.l)ä1npfi:l~gsem~ 
"'Hcl1tt1ngerf:~f< " " 

c). Zeich~ung.uIlcl Bescfii:eibu:rigderV~rbindlmg 
mit.d~m Seil; bei Klenm.1en einschließlich Be­
rtehnuIig derKl~mIhktclfti 

d) Zelchnungenund:Beschreibungen. für weite­
re Bauteile vonSchlepp~orrichtungen. soweit 
diesenichtunterBuchst", bund c faUeri: 

1 O~ ·tJrlt~ilagerl.f~i:·· diEt:elel{trtWe~liriiSChehEinriCh-
tungen . , ... 

. . ,. . 

.. ··h). Zei~Illl~~g@~ll,n~~esc;llr~ibtlnge,tifür drehe-
. .weglichen Bergeeihrichturigeh; . . 

12, EG.-KonfonIlitä.tserklärungen9!~mäß, Anhart!J IV 
und EG-Prüfbescheinigungen gemäß Anhang V 
der.Richtlinie2QOOt9lEG für die Sicherheits bau -
teUE); , ' . , 

.t3.,E(iK~h(ermit5it~ßF~läl"llP-gengElPiäß~haIlg.VI 
51lIlcl,'11.p" P1:?ii.fRe~sJ;t"El~J:J.ig~~gen gflI,l1äß ,AnP:i:lng 
\lIr.der.Wcl).~1i;r:j.iEl.~QQ.()l9~G.für Iei~systemEli •• '. ' 

.•.. UIlier,14gen .• ?:llm •• ;6rpeug~Il~en •• u»d •. ~bW~l;rren~ 
den BraJ;ldsahut?: inden:~Sti1:tiQnE:ln, aufderSttE~. 
ck.e und in den FahrzEl,ugen:. . 

.~rgä.nzende/l$n1;etlag~~;zu;,~NrtI;;2;bis.14Iinde~ 
n~I~di~ ~Rtwendigep. If~tßeb$be~M~gu:agel1;und 
~etrie:bsbes~hränlcll?gell festgel~gl ~ndd~e V?ll-' 

.' "s~ä~fl' ':J~9~b~~Ji:m,Hi!fb~gk;~~}n~,t~n:gijal-
; t. ":rig,~ips't~~11.u4gen,unJ1W:a,nung 

•• ;;" •••••• ··.·i ••• • •• ,.,".'.·.· ." ,,r , ,~>, ""~': '\ ;'.< . ~ ;,: ..•.......•.... , •. '., ' ...... . 
,~'f~ ,~) ;":1,'>,'~" '~':·>":;j!\f" -,,' ':;' 

«;::-'f.::, /j "'0\") ,;, ["'"ll":»'" 1 '><"0 'I' _' ,i1';:~~ 

gegeben.~~i~MS' ~~it~r~'t.Jn.ieila~~n..·.·un.d"N~Ch. 
•. :' •• Wc~t~ßJi~i~"~i(jh ~Ylld,ß31"~;gWC~";g~llI}g'.~~~~iSl1;tlitlie 

• Z~PQ~9/B9 .. ~p-g; ~~I',~il!i,~f:\hiäg!Q".liln!.@~~QP,~!~C;~eI} 
Spezifikationen ergeben, Wcie~z. B.Beris~tgj;l.ili>er . 
di~. im. ~q,lunen der KOnf(jrmitätsbewertungsver~ 
fahren nach Art,' 7 inVerbindung Init AnhaJ;lg V 
und Art .. 10 in VElrbindlingInitAnhang VII.der 
'Richtlinie 2000/9/EGdurchgeführten Versuche 
und Prüfungen, ' , 

17 ... el~n Kos.tenyorCl.nsChJi:lQ"Jür elen s~.ilbahnt~chnJ." 
sch~n Tei1cl~rArila~e, . . 

(5) .~j)er Antragund'dieUnferiagenriach Abs. 1 
Satz 2 Nm . .1 bis 16 sind in zweifacl1et Fertigung 
einzureichen: die technische Aufsichtsbehörde kann 
Abwelchende~bestifunteh .. 2Ein~ Fel:'ti.g'Mg.' der Un-
terlagennachAbs,lSatz2NriL 1 bis 16 wtrd dem Un­
temßh.mermitd~m.Bescheid übet deIiAntrag zurück: 
gegeben. 3 Antrag und UIit~r1agenmi.i:ssen mit Datum 

" versehen soWie vom Antragsteller und vom Entwurfs­
V:€lrfasser; uIiterzeiolinetseln;4lL)ie' Unterlagen. nach 
. kbs;' t ,8atz·2,·Nnh3t;bi~tt6Imi.i:ssen '.lI1it~irfeF Prüfbe­
st!b,$inigtln;ggemäß·;~rb 20ifA:bs. ;8BayE$(]versßh~n 
sein;<~Sifintliche. Unterlag.E1~\sind;iI1l:;;Foiqrat DINA4 
t2;~O x297'mfu}oderilac:p;DlN 824.a)1f.~ies~s Format 
gefaltet' einzureichen .. 6lndengber~ichtszeichnun.· 
gen Sind die wi~htigstenMaßE!anzugebeni 7Fur die 
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Herstellung der Zeichhungensind die einschlägigen 
DIN-Normen zu beachten. 

(6) Der Antrag auf Genehmiguhg der technischen 
Planung .. für einen< Teil' einer··Seilschwehebahn.(Teil­
plangenehmigung) hatdie für die Prüfung dieses Teils 
erforderlichen Unterlagen zu enthalten. 

(7) Für die Zustimmung iur technischen Ande­
rung gemäß Art. 23 BayESG gelten Abs. Ibis6 ent­
sprechend. 

§5 

Betriebseröffnung 

(1) lDie Zustimmung zur Eröffnung des Betriebs 
(Art. 25 Abs. 1 BayESG) ist vom Unternehmer bei der 
technischen Aufsichtsbehörde zu beantragen. 2Der 
Antrag hat zu enthalten 

1. einePrüfbescheinigunggemäß Art 20 Abs.ß 
BayE~GiijJerdie Abnahmenac.hNt. 2SAbs .. 2 

'l~ilYßSG ;jJ~Ld~r AJ:W.ilhme sinpfns besonde­
re··zu·berücksic:htigen :. 

',:, '/:: ,,'~':' --,; -;' ',',- .": 

a) Werksiellgnjsse, prüfuhgs-. . .....•....•. 
scheinigungen, GeWährleistungsetklärun:~ 

g.en. sQwiesönstige .VöIldertechJ:lischen .·A uf" 
sichtsq,ehördeverlan.gte,~egutachhmgenil:>ei . 
Seilschwebecund Standseilbahnen: eine Nie" 
der~dii:ift" ülJer·.cliepurchfül).rutlgeines. 'Pro­
bepetriebsunter allen BetriebsbeclinguIlgeIl; 

b) Nachweise 'im;;usaIIlllle~l-1angmitdentYQt~ 
beugenden,. ,und ap~ehrendenBrandschutz 
~IldenSW.ioIlen,il1-lf dW.:?trec~euIl.din den 
fahrzeugen; . , 

c) N ~chweiseüber .. ~ritsp:rechehde SiCherun.gs~ 
maßnahmen beiK.rel+zungen oder .N" äherlln­
gen mit Seilbahnen, .' Eisenbahnen, • Straßen, 
Wegen und sonstigen \Terkehrsanlagen,was7 
serläufen,elektrü;<;:hen Leitungen, Öl-, Gas.­
und WasserleitungeIl; 

d) Nachweise über die Fertigstellung der nach 
anderen Vorschriften erstellten Bauten (z.B. 
Schutzbauten gegen Lawinen-, Steinschlag­
und Wassergefahr); 

e) Nachweise über die Prüfung der überwa­
chungsbedürftigen Anlagen gemäß § 2 Abs. 7 
in Verbindungmit§ 17 des Geräte- und Pro­
duktsicherheitsgesetzes (GPSG); 

f) die Dienstvorschriften einschließlich der An­
gahenüber die.notwendigen Betriebsbedin­
gungen und Betriebsbeschränkungen sowie 
der völlständigenAngaben im' Hinblick auf 
Instandhaltung, Überwachung, Einstellungen 
und Wartung, Bergungsrichtlinien und die 
Brandschutzordnung (§ 6 Abs. 3); 

g) Nachweise. über die Aufbewahrung nachfol­
gender Unterlagen.in. Kopie· bel der Anlage 
gemäß Art, l1.Abs. 6 der Richtlinie 2000/9/EG: 
Sicherheitsanalysemit ·.·entsprechendem Si­
cherheitsber!cht,. EG-Konformitätserklärunc 

gen und die zugehörigen technischen Unter­
lagen der Sicherheitsbauteile und Teilsysterne 
nad:r Anhang I der Richtlinie 2000/91EG; 

2. Nachweise durch:Bestätigung.·.der 'Kreisverwal­
tungsbehörde über die Erfüllung der Nebenbe­
stimmungen der Bau- und Betriebsgenehmigung 
(Art.·2~ Abs. 7 BayESG); . 

3. Nachweise über.die Erfüllung der Nebenbestim­
mungen der Genehmigung der technischen Pla­
nung(Art. 24 Abs. 4 BayESG); 

4. dieBestellung und Bestätigung eines Betriebsleic 

ters und mindestens einer Person als Stellvertre­
tung, sofern keine Ausnahme nach Art. 30 Abs.4 
BayESG zugelassen ist; 

5. die BestätigllngderI<feisverwaltungsbehör­
de überßeIlNa.s~weis .. eineLHaftpflichtver­
sicller)-ing<<.)gerq~~, .. ~itgliedschClft, in. einer 
Versicll.er:l+ngsg~IIl~iIlschaft (Art. 31 .Abs. 1 
BayESG,.§ 8). . . , 

mDieNa.ch,weis~nachAbs •• IS<!tz.2.Nrn.l.bis5 
sindin. einfa.cherI"ertigungyorzulegen; die technische 
Aufsichtsbehörde kann Abweichendes bestimmen. 

(3) FürgenehmigungspfIichtigeAnderungen der 
Anlage (Art.2SAbs. 3 BayESG) geltenAbsi 1.und2 
entsprechend. . 

(1) Betriebsleiter und stellVertretender .Betriebs­
leiter müssen mindestens 21.Jahre alt sowie körper­
lich und geistig für ihre Tätigkeit geeignet sein. 

(2) lDerUnternehrnerhat dem Betriebsleiter alle 
Befugnisse einzuräl1men, die zur sicheren und ord­
nungsgemäßen Leitung des Seilbahnbetriebs not­
wendig sind; er hat ihn bei allen mit seinen Aufgaben 
zlisarnmenhängenden Angelegenheiten der Betriebs­
führung zu beteiligen. 2Dies gilt insbesondere auch 
für die Bemessung, die Auswahl und die Verwendung 
der Betrie bsbediensteten. 

(3) IDer Betriebsleiter hat die für die Anlage erfor­
derlichen Dienstvorschriften, Brandschutzordnungen 
und bei Seilschwebebahnen und Standseilbahnen 
Bergungsrichtlinien aufzustellen. 2Die Dienstvor -
schriften sollen aUe. Einzelheiten der Diensthandha­
bungenthalten und die Bedienungs" und Wartungs­
vorschriften des Herstellers berücksichtigen. 3In den 
Dienstvorschriften sind auch die notwendigenSignale 
festzulegen. 4Artund Umfang der Diensfvorschriften 
richten sich nach den Bedürfnissen des Betriebs. 5Die 
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Dienstvorschriften fürSeilschwebe- undStandseil­
bahnen und die Bergungsrichtlinien sind regelmäßig 
zu aktualisieren und der technischen Aufsichtsbehör­
deinder jeweils geltenden Fassung unaufgefordert 
mitzuteilen. 

(4)lDer Betriebsleiter ist für die dienstliche Aus e 

und Fortbildung der Betriebsbediensteten ver~ntwort­
lieh. 2Über die dienstliche Aus- und Fortbildung der 
Betriebsbediensteten .von Seilschwebe- und Stand­
seilbahnen sind entsprechende. N achweisezll führen. 

(5) lDie Betriebsbedienstetenrhüssell tauglich, 
ausgebildet, mindestens 18 Jahre alt und zuverlässig 
sein. 2Die technische Aufsichtsbehörde kann für un­
tergeordnete Tätigkeiten von der Einhaltung der Al­
tersgrenze befreien. 3Für jeden Betriebsbediensteten 
von Seilschwebe- und Standseilbahnen ist ein Perso­
nalakt zu führen, der insbesondere Ausbildungsgang, 
Art und Ergebnis abgelegter Prüfungen, Tauglich­
keitsnachweise und betrieoliche Maßregelungen ent­
halten muss. 

(6) Wenn für ein eil Schlepplift .. oder fureine Seile 
b~llIl des ...... r:icJ;t.öffe.Iltl~sJ;en •. J>~~sor:e~"erkehrs. ..eil}e 
AusnahII1eVonder\lerpflichtung,.~ille,~B.etrieO~leiter 
umf ein~nst~llvertretendenBetrie bsleiter 'zubestel­
len,. zugelassen.wurd~,(J\rt.}q .Abs. 1 Bay:gSy) ... muss 
der Unternehmer, . soweit. erdenBetriebnichtselbst 
führt. eine ,geeignete, milldest~nsl~. Jahr~ ~lte.Per­
son bestellen, die für den ordnungsgemäßen~etrie b 
einschließlich der Unterhaltung der .Seilbahn verantc 
wortlich ist. 

(J) lDie technische Aufsichts be,hörde.b~stätigt auf 
Antrag des Unternehmers. einer Seilbahn die Bestelc 

lung des. Betriebsleiters . od~rstellvertretend~n Be­
triebsleiters(Art. 30Abs. 2 BayESG) für dieses Unter­
nehmen,wenn die bestellte Person 

1. ihre Befähigung durch erfolgreichen Abschluss 
der Betriebsleiterprüfung nachgewiesen hat; 

2. über die anlagenspezifisch erforderlichen betrieb­
lichen und technischen Kenntnisse verfügt und 

3. folgende Mindestanforderungen an die Berufs­
ausbildung erfüllt: 

a) Betriebsleiter von Großkabinen- und Umlauf­
bahnen mit kuppelbaren Klemmen: 

Akademischer Abschluss Dipl.-lng. (FH) oder 
Bachelor in den Fachrichtungen Maschinen­
wesenoder Elektrotechnik; 

b) Stellvertreter des Betriebsleiters von Großka­
binen- und Umlaufbahnen mit kuppelbaren 
Klemmen: 

Staatlich anerkannter Techniker oder Indust­
rie-oder Handwerkermeisterin den Fachr:ich­
tun gen Mechanik, Elektronik QderMechatroc 
nik; 

von· Kleinkabinenbahnen und 
Sesselbahnen mit .fester Klemme: 

StaatlichanetkannterTechnikeroderlndust­
rie- oder Handwerkermeister indenFachrich­
tungen Mechanik,· Elektronik oder Mechatro­
nik; 

d) Stellvertreter des Betriebsleiters von Klein­
kabinen,bahnen und Sesselbahnen . mit fester 
Klemme: 

Facharbeiterbrief in den Fachrichtungen Me­
chanik, Elektronikoder Mechatronik. 

2Die technische Aufsichtsbehördekann die· Bestäti­
gung versagen oder zurücknehmen, wenn 

1. die Betriebsleiterprüfung länger als,fünfJahte vor 
derBesteliungztirückh~gtuD,dindieserZeit eine 
Tätigkeit. aIsl3etyie bsleiterocter.Stellvertreter des 

., BetriebsiLeiters:r:üc;ht ausgeübtword~nist, 
~'"'_<_-:----- -,", '_-::--_o',, __ >"''' __ ,-------\-~', _.>-,'.' _,,'--'_ ';. 

2. die. BetriebsleitetprüJli~giängetctlszwei Jahre 
vor der Bestellung zurückliegt und in di~serZeit 
keine.,. seilbahnspezifische . Tätigkeit ausgeübt 
worden ist, 

3. Tatsachen vorliegen, die dieAnr~ahmerechtfer­
tigen, dass die bestellte Person· unzuverlässig ist, 
oder 

Tatsachen vorliegen, die Zweifel ÜbeL die Fache 
klulde . des bestellten . Betrle bsleiters •. begründen; 

(2) 'Der Antrag hat jeweils für die bestellte Person 
zu enthalten: 

Leinenlebenslauf, 

2. ein aktuelles Führungszeugnis aus dem Bundes­
zentralregister, 

3. Belege über Berufsausbildung, 

4. eine Bestätigung über den erfolgreichen Ab­
schluss einer Betriebsleiterprüfungund 

5. einen lückenlosen Nachweis durch Zeugnisse 
über· die Erfahrungen . im Seilbahnbetrieb, gege­
benenfalls eine Beurteilung durch den Betriebs­
leiter. 

2Die Belegenach Nm. 3 bis 5 sind in Kopie vorzule­
gen. 3Die technische Aufsichtsbehörde kann die Vor­
lage von beglaubigten Kopiendet Belege nach Nm. 3 
bis 5 verlangen. 4Femer kann zum Nachweis der kör­
perlichen und geistigen Eignung des Vorgeschlage­
nen die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses verlangt 
werden. 
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.' • .(~~f:ZUJlJ3etriebSl~iterpr;üiungm!id)ij,m;Antragzw 
gell:Jis,seni w~r .... 

:~'>i~'\~Ü' .:! ":7', 

1':Iliind~stens .. iib~.~.~~eß~nrrs~llsJ:lil~~tig.niit ·.ei ~ 
I1em'F,:ch~rPeiterab~~hl,llss> inden.Fa~llrichtun~ 
,·gert.~~~~an:iJft,i~~lektl1.9ili.ki·o.def.Mecb.~~~ßtii!tvet-
fli.gf;' ••.•• " •. ;:;", •. !;.o;AZ,· '; ,0' ';j .. ,;tj'.k< ,:> 

!2'lj~hd&~~enSfeiP.:Jfihr,:ln';S~itb~llti{Ipiero,~~Illenin . 
.. p,;<len.füf~4~ti;~.all,un<t'ßettieb~ige~S~i1b~tin· we­

·.··Is:eT!1t1ich~nFiircllPejfeicM:n,tätig"gewe.s~ti.isti Tä­
tigkeiten beiilnderen Stellen iir der PICl,ttung( .dem 
Bau,dem Betrieb oder der Üb&rwachungspurge~ 

, . '. bUhdene:uBahnen köpnen .• bis zu ememJ aht an 7' . 

gerecnneLwerdeti; / 

2Die technische Aufsichtsbehörde kann bei Nach" 
Wei$ der besonderen ·Fachkunde auf.d,emGebiet der 
Seilbahntechriik und einet ausreichend lau,gen min- . 
destens einjährigen Tätigkeifin den fur. den. Bauurrd 
Betrieb'. emet§eilbahn"wesentlitJhenFaCM)'ereiGllen 

. Ausnalimenvon Satz;lzlilas~el1i 

2DerY'QtsitzeIIdedes·· Pt4tung:saussehi1ss~~bes~tl.ful1t . 
die .Priif~hgsaÜfgCl,ben.31)i~l AUfgabeIl' .nachS~tz<.r 

.' Nmid/lf>is,~;~s~d:.~ ew,Eilils. innerAß,lbjr.onlZw'etfS~:U;l'lqßn 
zu ~earJ:)eiten. . ", ' 

(7) lDerI1fundliche l1eil.der Prufllpg.iuIllfässt die 
Fächer nachcAbs:. 6 sQwiedie überprüfung der prakti­
scben Fähigkeitel'laneinerSeill?ahri;insPesondere.im 
Hinblick auf die: dorligen anl~genspezifischen· Anfor-

., deningen~ z. B. zum· BergEwerlahren.'2Det· mündliche 
Teil, det "Prüfung soll für jeden J(andi.da.ten ·in jedem 
Faclletwa 15 Minuten dauern .. 3DieÜberpr\ifung: der 
praldischen. Fähigkeiten im Rahmen der mündlichen 
Prüfung soll für jeden Kandidaten zusätzlich etwa 
30 MinutEmdauern. . 

'.'(8)Da~'fach;S,eFlb,~~Ht~chnik~rstr;cktsic~~nsbe-
S:():nd:~'re .aufFTagen.~,b.ElT.; " 

2. Laufwerke und. Klemmen, 

. ) 

3.\ A,ntrieb undBreIllselli 

SJfre!~;~q, S.ElP~~sli)~~~ß~g~~~erir '. 

5. F~hr}jetril:~b~mittelr 

·Ji, {St~tiQl'l~:e~~!ipllhgeJh 

,,1""f\p!~e,nst~Jiei~h~h .... 

.8,:ß~et.~ieliel'i<lrg4hg r;" .... 

~, S~Plle'r!ieits~inrichtUng:eI,l.Up.q. 

, ' 

(9,J.DasFa<;hS~ilbalmb.Eltrieb erstreckt ~ich iO$1:>e­
so:ndei-eaiifFT~gEm über 

"/' '", , " :, :,' ;' 

. '. (1'~(1 Dreptilil1trg isf:~or"einelli:phl(urigSalls­
schlIss (l,bzulegen, det von der . 6~ersten Verkehrs be­
Mttli~ ··Msta?gtWIrd.2J\,1i~<iesten~ ;eif1' Mitglied lies' 
PrüflliIg'sausschusse's . mUss . 'die .' 'en'foraet],iahe • seil­
bahntechnische Fachkunde besitzen. 3Die oberste 
VelikehrsbeMtdebestilhmf: . den i.· Vörsit:tefideri des 
Prüfungsausschusses. 4Der Prüfungsausschuss stellt 
auf Grund der einzelnen Prüfllngsl~istllngen das 
Priifunftsergebnisfest. 5DJe PrüfUng· ist bestanden, /' 

. wenn in allen drei Fächern und beLder Überprüfung 
der praktischen F.ählgkeitenj eweils m.indestens· eine 
ausfejchei1lie,LeistU1:lg,erbraCilhtwordeni~t;,6über die' 
BewertUt1g.derfl'üfung1'eItt:fgtde~''Prüfuligsa:Usschu~s 
ein ProtOkOll. an uI1d' stellbbeierf01'grEliGJierl.prüfung. 
übf3r deten Bestehen eine.qiesbezüglicheBestätigung 
aus.?ImÜl?tcigerrgelten§§i 1 bis 20. tind22bis24 .der· 
Verotdnung, über die. Prüfung .zum>Betnebsleiter von 
Straßenbahnitntemellmen (Straßenballh~Betriebsleiter-
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Prüfungsverordnung-StrabBIPV) vom 29. Juli 1988 
(BGEl I S. 1554), zuletzt geändert durchVerord­
nungvom. 4. Dezember 2009 (BGBI IS.3854, ber. 
20101S.940). 

(12) Berufsqualifikatidüen, die .inanderenMiV 
gliedstaaten. der Europäischen Union oder des Euro­
päischen Wirtschaftsraums erworben wurden, sind 
von dedechnischen Aufsichtsbehörde in unmittelba­
rer Anwendung der Richtlinie2005/36/EG des Euro­
päischen Parlaments Und,desRates vom7. September 
2005 über die Anerkennung .. vo!].· Berufsqualifikatio­
nen (ABIL 255S. 22,.ber. 2007L 271 S. 18,2008 L 93 
S.28, 2009 L 33S. 49). Zuletzt geändert durch.Verord" 
nung (EU) Nr. 213/2011 vom 3. März 2011 (ABI L 59 
S. 4), insbesondereArt. 4 und 5, 8, 10 bis 16: 19, S0, 
51, 53 und 56, bei der Betriebsleiterprüfunganzuer­
kennen. 

§8 

Versicherungspflicht 

...... Cll .. lpie .•.. tyIiMepthö:heder.l)~~kun.9"sSUD1rne .der 
Betriebshilftpfli~.ht~ersich~rung .. für 'p,GlfsQneI1s<ehi:iden 
desSeilbahnuI1terne?me~sgemäß Art3J~aY7SG 
m:uss··Ciusreichendsein. •. ·und.bGlstiD1mtfiichgru:q.dsätz­
lichnach.dermaximalzulässigen~esGltzlll)gszahl.der 
Seilbahn.ineiner Fahrtrichtung; diese Zahl.ergibtver­
vielfachtmitei:q.~m Bet):agvon .. minde?teIJs50 OOO€ 
die· Deckungssumme für. PersonenschädenJeS~ha­
densereignis und muss fürjedeVersicherungsperiode 
mindestenszweimal zurVerfügung stehen. 2Diese De­
ckul)gssummemussmindestens 2000000€.betragen. 

@}Die.NFnclestdeckUI1gssuillrr:efürSachschäden 
mu.ss. j~w~HSI0 y:H.der;hnAbs. 1genannteI1Sum~ 
menbefragen, • 

(3rDerNachweisüberjedenAbschlu~seiI1er alIs~ 
reichenden Betriebshaftpflichtversicherung ist vom 
Seilbahnunternehmer der Kreisverwaltungsbehörde 
vorzulegen. 

§ 9 

Mitteilungspflicht 

(1) lGemäß Art. 32 Abs. 1 BayESG sind insbeson­
dere mitzuteilen: 

1. Unfälle und Schäden, die für die Betriebssicher­
heit der Seilbahn von Bedeutung sind, 

2. Bergungen, 

3. bei Seilschwebe- und Standseilbahnen außerdem 
Betriebsunterbrechungen von längerer Dauer so­
wie 

4. vor Beginn der Arbeiten das Spleißen undVergie­
ßen von Seilen. 

2DieMitteilungen haben .die Ursachen der Vorkomm­
nisse und. gegebenenfalls die beabsichtigten oder be" 
reits durchgeführten Abhilfemaßnahmen zu enthal­
ten. 

(2)·In.ErgänzuügzuArt.32Abs.··tBayESG isffer­
ner ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfah­
rens mitzuteilen. 

(3) Bei nicht ortsfesten Schleppliften ist die Wie­
deraufstellungoderder Wechselallfeinen genehmig­
ten Aufstellungsplatz der Kreisverwaltungsbehörde 
und der technischen Aufsichts behörde mitzuteilen. 

(4) lBei Seilschwebe- und Standseilbahnen ist ein 
Halbjahresbericht nach Art. 32 Abs. 2 BayESG über 
die allgemeine Prufung der Seilbahn jeweils im Früh­
jahr oder Sommer spätestens bis zum 1. August so­
wie im Herbst oder Winter spätestens bis 1 .. Februar 
in einfacheiFertigung bei eier technischen Aufsichts­
behörde vorzulegen. 2Einem dieser Halbjahresberich­
te ist jeweils eine aktuellePrüfbescheinigung gemäß 
Art. 32 Abs. 3BayESGbeizufi.igen.3Weiterhin sind bei 
Seilschwebeb~hnen. und Standseilbahnen unvßrzüg-
lieh Berichte über . 

das VeiziehEmd~tTnigsMle, 
: ................ --:'. ,"' .. ; .... ' ........... '.~': > ..•....... '~ .•......... "'<,' .•......•..•. ::"".. . .••....••.....• " .....•. -" ___ ,: ....... . j'-'i~ .. ;,:, .... ,_-._~ .••• ·.. . .........•.•.• _-: 

den··.Zl1stCiild der' ~bgesc;h:q.ittenerl·Vergusskegel 
derZug- und Gegenseile und 

dieI-iaupt-uild Zwis~heIIl1ntersuchuIIg.derStte­
ckenbauwerke, Überbrückungen; Stützmauern 
und Stützen 

(5·F~eL·.~chi~ppHfteI1.·k;ilII[l;.dt~i.tec.hriisCheiiJXi1~: 
§i<;h.~~ pehö~de iPJ;E~Jl~elfjlll.(1ieVorlage. eines.~eri(:?~s 
vetlangen.· ... . .. 

.' (6)Üb~rdas Etgepnisder voneil)er anerkannten 
sachverständigen Stelle durchzufuhrenden regelmä" 
ßigenPrUfungerl. sind derte(:hnischen . Aufsichtsbe.­
hö~de. unverziiglich'folgende Prüfbescheinigungen 
einschließlich eines aktuellen Versicherungsnachwei­
ses vorzulegen (Art. 32 Abs. 3 BayESG): 

1. jährlich eine Prüfbescheinigung über die Prüfung 
. der Anlage bei Seilschwebe-und .$tandseilbah~ 
nen sowie Schleppliften mit Ganzjahresbetrieb; 

2. alle zwei Jahre eine Prüfbescheinigung über die 
Prüfung der betriebsbereitenAhlage bei Schlepp­
liften; 

3. eine Prüfbescheinigung über die Prüfung der 
Seile von Seilschwebe- und Standseilbahnen auf 
ihren inneren Zustand nach einer Messmethode, 
die von der obersten Verkehrsbehörde anerkannt 
ist. 

(7) lDie Zeitabständefür die Durchführung der 
Prüfungen können· von der technischen Aufsichts­
behörde im Einzelfall entsprechend den besonderen 



Bec1jimrisse!l,ae1:~~trie~ssiqlierhe1t ·9"@~Iid~f:t.)W~td~p; 
2l?ctmif;'ii.nd,e,Jin2;,sic;r);t;di:'F\:i~teJl).~f.ijJ?;iili~;;MitteilungS"j 

. pf1l~Ilfeit;e#ts~r~~b.~~i"i;t;!jj, '.' . 

, ...•.. (3f~itt,~ih.i~tJ$pf1lchten, ~~qllian.det~ti 
ßli~n.~<Jli$:~~illitt~:t1;l*reibfihunb.eJ?.qlirli; .j;;; " 

~ ··.;o"L::>~J;i_ "e;\'},F'f,t ';':~i +",~, ."~:<>;}><';:." 

';'i;;Weite:l'f.Uhtl)~g§,gerifi!~g~I1~·;' " 

". (4) In1.;Fall ~et Üqerlasslln~.det wjrtsCP<iftli" 
dlenNitf~uri~,'eirtetSiei11ya~:t1irArt:.· .33; A'ps.1: 'S'a!z"2 
Ba:~ESG }s<JWieder Weiteftlihf:ttqg'tlurckErben: öder 
,sonsfdutclrIEttzfwillige VerfÜgung Berechtigte' oder 
durch Insolvenzverwalter (Art. 34 BayESG) gelten 
Abs .. 10is;3e:rrfspreeliehd:; " 

> ·;'(1~. :ElürUnteFSrl~):Iilng~il( .di~;.j.rn.Rahmrn d.erAuf­
s~cht(Att, 36 BqyESG) erforderlich sind,' hat·derJJn­
terneh!I1er. die .l:>enÖtigtellB~tiiensteteJ1, '. WerkstQff~ 
, lIltfa Vor\:icli~ungert ~tir\{erfüglifj.gzu.'stellen. 

'(2JDie'Mit'arb~itetder~nerkahntensachverstän" 

.. iiig-ßn;,§t~Hellunti.qie!~~Chv:e'rstäpdtg~P'(die;\fön;det 
.~ei~ve,J:Wa1tlltig$~e~i)l:El@ ••• ~clel;tl(fer~te;e~scheir·i;~l#~ . 

. si~ht~treFiQ;t"4e,:lJiIi~~~ei:fi~~!:l\'N;er~e~i·;S~cl;~efP(ljgp:· 
tetiJj;pebTiltsa.c;hen.;diefunenllei der Au;$;i$~l\f:):ifihF~t . 
Tähgk;e,~ •. ·~u:r·. I(epntnis.gEüa.ngE\ll,.i y~rsch~i.egenlleit 
zn!b~W;<;ll1J?;~n~ . . ;'i ; ',i";;':., "~)'~;;;; , 

0'"",:\ ',. ~;;'~"'~;v~ 

;;~~~~PJ1t~5,>!~neIl; ", 
•. ;';' • (iJ~l)ie;~h~!~~k.v~~~~itt~~~pÖta~,ist;~~~f;ri~~~:fAr 

cti~; 13.eri~i1p,lfngf'y,on;$t!3H~n;Wi '~~Il d~s\~.l~flei 
Rfc~tliilie,·.:,mpO!9lEP '·(Ar;F35Alis:3a~.Y~S(fl):}~1!'), 
k:~nn dabei .'\Ufga~e!:lfu?,.Z;u~a~lIp.~np:iJ.I).gnHttie~Be-

; nenl111rlg; C!uf d<ifür ,geeigIl.Elt~St~HendUr,chöXfent~ichi­
rechtlichen Vertrag üoe'rtragen, iIisbesondere 

1; die Eiarheitung v9nLeitlinienfürdieAnforderun­
gen sowie" A'nerkennung von Regelwerken, die 
bei. der . Prüfung u:p.d·Z:~rtifizierui1gzu beachten 
sind, 

§1'3 

Uberwachung d~s IhVetkehtbfmgensvon Sicher~ 
heitsbauteilen und, T~i1sy~teme:p. 

(1) tDie Überwachung des In~ei'Kehrbnngeri~, 
(Art. 36 Ahs .. 1 BayESG) VOll Siche,rneitsbautj'lilenund 
Teilsystem:en gemäß Art. 2() AbS. 2urtd'S' BayESG er­
folgt. in entsprechender; 'Arlweridung der § §; 4 und 8 
bis 10 GPsq ourChdietechnis,che AttfSi~h~sbehprde, 
soweit riachfolgend !teine. a'bwejchend€!rrRegelungen 
getroffeIl .. w~rden. 2hn ~ahTIlen dß~ .. eIÜsP:re~hend~m 
A'n«renduUfI ··des61il.tate.;..:und;Pto~llktsicherheitsge-
setzeS\m1clt satz '1 . J. , 

1. ~st da.s Bayerisch~.EiseIibahn-und S,eilbahIig.e.setz 
'ieiher .• Rechtsvet<Jrdp:uilinach' §;. 3:Abs;' 1 (GPSG" 

gleichgestellt, . 
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2. sin.&Sich:erheitsbp.uteile,"Teilsxs~~Ihe;,' die ,~nfra­
strulct~run<.l An1tlg:engernäß~iC:1l1:Hnie 2000/9/130 
~ech~i~chen Arb~itsIIlitteln .u,ud. Verl)rauc:1ler~ro­
/duk:t~~geroäß.,§ 2, Ap~. 2:un<i' 3 GPsq gleiphgsc 

8tß11t:qua ' ' 

3, ist e~!bel'ltlIlJ}:te~t~Ileirfisin~de~Art.16, .d~i 
lKiclii,tUiß,e2000/9/:EGJAit.35 ;"1:)s. 3ß.~yESG) ei" 
nerzUgel~sse:il.erl.$t~nelljri Sinp. de§Oerä~e-und 
;produld:sicherheit~geset~esgleiGhge,stent. .' 

. (2) IleauftiagteS±ellegeroäß § §9 und 1 Q GPSG ist 
die oberste Verkehrsbehötde. 

§ 14 

Anerka~mte sachverständige Stellen 

(1) lAnerkanntesachverständige SteUe für Seile 
bahnerrgernä(3 ,Art. 20, Abs. ,,8, At!;. 32 Abs, , 3 und,:4 
sowie Art 36 Abs.4B~yESG istjedevorr detober~ten 
verkellrs1>\=lhördealJ.erkannte 'l.mdim Allgeorei,nen 
M. 'inisterialbla:tt bekanntgein:aclitePrgarrl~a, ,t10"n, 

~'~.:",. '. '" / . '- -,' ,'. - < - ' ,-": - ,,- ',,' . 

. 2Pi~\~be~~t~yerk~hr~~~lior4~ k.~hn,JNacllw~j~e,,'· die 
.im Rahmen eitles Akk:fedit1erungsverf~hienserbra~ht 
wuidenrbeLder Anerkennung naeh. dieser; Vorschrift" 
berücksichtigen. 

(3) 1l)ie Anerkennung kann unter Bedingungen 
erteilt und mit Auflagen verbunden werden. 2Sie ist 
auf fünf Jahre zu bef!jsteri und kann mit dem Vorbe­
halt des Widerrufs und nachträglkherAuflagenerteilt 
werden. 

(4J1Die obersteVerkehrsbehörde überwacht die 
Einhaltung der ,inp.bs.' 2 Satz 19.enanntenAnfonie­
~g~m. 2Si~ kann:von.der anerkannten §adlYerstän­
'dig'eIl Stelle Urtd ~eren IJli.~derLeit~o9und der Durch­
IüJ:h'tlng ller Fa,clulW;gahen l:>eaUftragtenPer~t1nals die 
:z;ur Erfullu~g der Ül?'erWachungsaufgape. ciero betsterr 
VerkE)hrsbehörde erforderlichen Auskünfte, Wld 'Urf7 
ter~tützung ,yedangensow:ie die dazu ,etiorcierlichen 
Anordnungen treffen. ~IhreBeauftragten sind befugt, 

ZudenBetpebs"u~dO~~c:häft~i~ifehG.~d~tucke 
l1ndGesShiift~r~tUnezBb:elretel:f;und' zu, besichtigep 
uIl~lQie .Vorlcrge.v{)n Unt~rlagen·futdie.,'ErteilungyoI1 
P~be~Ghemi!IunMl'l{)<.ler'die.~rllten~ng:,vqnqutflPh7 
t~n7J~';(,erl"an!f:'en'iPie,A!,l$~B1,t~pfiic;litig~nh~beIl..die 
Maßnalj;men n:a~h$a.tz, 3.Zliduldeh. . 

BuBgeldvotschriften 

, Nä~h Art. 41Nr. ,3 HayESG kaWl mit Geldbuße 
belegt werden, wervorsätzHch oder fahdässig 

1. einer yoUziehbaren.Anordnung nach § 14 Abs. 4, 
Satt 2 zuwiderhandelt, ' 

2. einem AUSKUnftsvetiangen. der zuständigen Be­
hörden nac:h § 12 Abs. 2 Satz t oder§ 14 Abs.4 
Sa.tz ,2 ,nicht, nicht riclltig odel" nicht, volllltandig 
nachkommt, . 

(2) Die auf Grulld des BayenscheIlEisenbahn. und 
Seilbahngesetzes in der bis zum A1>laufdes 31. Juli 
2010 geltenden Fassung erteilten Anerkennungen 
von Sachverständigen und sachverständigerrSteIlen 
gelten. im Rahroen ihrer Befristung, längstens jedoch 
bis zum 30. Juni 2013 fort. ' 

München, den 15. JUrrl,2011 

Bäyerisc!tes staatsinlnisteriilm iür'· 
Wirtschaft, InfrilStnlJitllr, V~rkeb,rulid 

Technolo.gie· 

Kat ja H e s seI, Staatssekretärin 
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